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Gemeinde Rain, Gesamtrevision der Nutzungsplanung       06.08.2025

BEILAGE 1: BZR VERGLEICH NEU – ALT
Blau = neuer Text Rot = Änderung bzw. Streichung

BZR neu BZR alt Kommentar
Die Einwohnergemeinde Rain erlässt, gestützt auf
§ 17 und die §§ 34 ff. des Planungs- und Baugeset-
zes (PBG) des Kantons Luzern sowie unter Vorbehalt
vorgehendem eidgenössischen und kantonalen
Recht für ihr Gemeindegebiet folgendes Bau- und
Zonenreglement (BZR):

Die Einwohnergemeinde Rain erlässt, gestützt auf
die §§ 17 Abs. 2, 35 und 36 des Planungs- und Bau-
gesetzes (PBG) sowie auf die §§ 23 Abs. 3 und 24
des Natur- und Landschaftsschutzgesetzes (NLG)
folgendes Bau- und Zonenreglement (BZR):

Neue Verweise

I. Allgemeine Bestimmungen Einleitende Bestimmungen
Art. 1 Zweck

Das Bau- und Zonenreglement bezweckt eine haus-
hälterische Nutzung des Bodens und eine geordnete
Besiedelung des Gemeindegebiets unter Beachtung
eines schonenden Umgangs mit den natürlichen Le-
bensgrundlagen und dem Orts- und Landschaftsbild
sowie die Schaffung und Erhaltung wohnlicher, qua-
litätsvoller Siedlungen und der räumlichen Voraus-
setzungen für die Wirtschaft. Dabei sind die weiteren
Ziele und Planungsgrundsätze der Raumplanung zu
beachten.

Art.1 Zweck
1) Das Bau- und Zonenreglement bezweckt, die Vo-

raussetzungen für eine auf das Gemeinwohl ausge-
richtete räumliche Nutzungsordnung und eine aus-
gewogene Entwicklung der Gemeinde zu schaffen.

2) Insbesondere dient es dazu:
a) den Boden haushälterisch und schonungsvoll zu

nutzen
b) eine geordnete und wohnliche Bauweise zu ge-

währleisten
c) die räumlichen Interessen der Landwirtschaft zu

wahren
d) Landschafts- und Naturschönheiten sowie das

Ortsbild zu schützen.

Übernahme MBZR

Art. 2 Geltungsbereich

Dieses Reglement gilt für das ganze Gemeindege-
biet.

Gelöscht, da durch über-
geordnetes Recht be-
stimmt

Art. 3 Rechtscharakter

Die Vorschriften dieses Reglements sind als öffentli-
ches Recht zwingend und können durch Vereinba-
rungen zwischen Nachbarn nicht abgeändert oder
aufgehoben werden, soweit dies nicht ausdrücklich
vorgesehen ist.

Gelöscht, da durch über-
geordnetes Recht be-
stimmt

Art. 4 Verfügbarkeit von Bauland

Um die Verfügbarkeit eingezonten Landes sicherzu-
stellen, kann der Gemeinderat bereits vor der Revi-
sion des Zonenplans mit den betreffenden Grundei-
gentümern Verträge oder Vereinbarungen abschlies-
sen und dabei der Gemeinde bestimmte Rechte (z.B.
Kaufrechte) einräumen lassen für den Fall, dass die-
ses Land nicht zeitgerecht überbaut wird.

Gelöscht, da durch § 38
PBG bereits umfangrei-
cher abgedeckt

A. Planungsvorschriften

I. Allgemeine Bestimmungen

II. Richtplanung

Art. 2 Zuständigkeit
1) Die Stimmberechtigten sind zuständig für den Erlass

von Zonenplänen, Bau- und Zonenreglementen und
Bebauungsplänen.

2) Die Aufsicht über das Bauwesen und die Handha-
bung dieses Reglements obliegen der Baukommis-
sion.

3) Die Baukommission besteht aus dem zuständigen
Mitglied des Gemeinderates sowie aus zwei weiteren
Mitgliedern, die vom Gemeinderat gewählt werden.

Art. 5 Zuständigkeit, Umfang der kommunalen Richt-
planung
1) Der Gemeinderat erlässt einen kommunalen Er-

schliessungsrichtplan gemäss § 40 PBG.
2) Der Gemeinderat kann bei Bedarf weitere Richt-

pläne, insbesondere über Teilgebiete der Bauzonen
erlassen.

Übernahme Art. 37 alt
und Ergänzung MBZR



stadtlandplan AG |  2

Die Baukommission wird vom zuständigen Mitglied
des Gemeinderates präsidiert.

4) Die Baukommission wird vom Gemeinderat mit den
erforderlichen Kompetenzen und Entscheidungsbe-
fugnissen ausgestattet. Die Zuständigkeit für die Er-
ledigung der Rechtsmittelverfahren für Baubewilli-
gungen im ordentlichen und vereinfachten Verfahren
liegt bei der Baukommission.

5) Die Baukommission erstattet dem Gemeinderat Be-
richt zu Gestaltungsplänen sowie Quartiererschlies-
sungen und gibt ihre Empfehlungen ab. Die Geneh-
migung von Gestaltungsplänen sowie die Erteilung
von Bewilligungen für Quartiererschliessungen (nach
Strassengesetz oder im Baubewilligungsverfahren)
obliegen dem Gemeinderat.

6) Die Entscheidungsbefugnis für die Erteilung von
Baubewilligungen im vereinfachten Verfahren kann
mit Beschluss des Gemeinderates auch einer Dienst-
stelle der Gemeindeverwaltung übertragen werden.

7) Die Organisationsverordnung und die Kompetenzor-
dnung der Gemeinde Rain regeln das Nähere.

8) Der Gemeinderat und die Baukommission sind bei
Gestaltungsplänen und bei ausserordentlichen Bau-
vorhaben berechtigt, in Absprache mit den Gesuch-
stellern und auf dessen Kosten neutrale Fachleute als
Gutachter beizuziehen.

9) Der Gemeinderat erlässt im Sinne von § 9 PBG kom-
munale Richtpläne. Diese sind für die Behörden ver-
bindlich. Der Verkehrsrichtplan ist für Neu- und Aus-
bauten, Sanierungen, Funktion und Gestaltung von
Strassen und Wegen zu beachten.

Art. 3 Qualität
1) Bauten und Anlagen sind qualitätsvoll zu gestalten

und müssen sich gut in die bauliche Umgebung und
die Landschaft einfügen.

2) Für die Eingliederung sind in Ergänzung zu den Zo-
nenbestimmungen zu berücksichtigen:
a) Prägende Elemente und Merkmale des Strassen-

, Orts- und Landschaftsbildes und Eigenheiten
des Quartiers,

b) Standort, Stellung, Form, Proportionen und Di-
mensionen der Bauten und Anlagen,

c) Die zweckmässige Anordnung und Dimensionie-
rung der Aussengeschoss- und Umgebungsflä-
chen,

d) Gestaltung, Materialwahl und Farbgebung von
Fassaden, Dächern und Reklamen,

e) Gestaltung der Aussengeschoss- und Umge-
bungsflächen, insbesondere der Vorgärten und
der Begrenzungen gegen den öffentlichen Raum,

f) Umgebungsgestaltung, insbesondere bezüglich
Erschliessungsanlagen, Terrainveränderungen,
Stützmauern und Parkierung.

3) Jeder Wohnung soll ein direkt zugänglicher, privater
Aussenbereich zugeordnet sein. Ausnahmen können
auf begründetes Gesuch hin bewilligt werden, wenn
die Erstellung dieser Flächen aufgrund der örtlichen
Verhältnisse nicht möglich oder zweckmässig ist.

4) Der Gemeinderat und die Baukommission können
für ortsbaulich wichtige oder quartierrelevante Pro-
jekte ein qualitätssicherndes Verfahren verlangen.
Dies gilt insbesondere für die Dorfzone A.

5) Im Rahmen des Baugesuchs ist in geeigneter Weise
darzulegen (bspw. Plan, Visualisierung,

Übernahme MBZR mit
Ergänzungen

Sicherstellung Erstellung
Aussenbereich
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Beschreibung etc.), wie der Aussenraum gestaltet
werden soll.

II. Nutzungsplanung III. Nutzungsplanung

1. Gemeinsame Bestimmungen

2. Bauziffern

Art. 4 Überbauungsziffer (ÜZ)
1) Die Überbauungsziffer ist das Verhältnis der anre-

chenbaren Gebäudefläche zur anrechenbaren
Grundstücksfläche. Sie wird für Hauptbauten und
Nebenbauten separat festgelegt.

2) Die maximal zulässigen Überbauungsziffern sind in
Anhang 1 dieses Reglements für jede Zone festge-
legt.

Art. 6 Berechnungsfaktor (Ausnützungsziffer)
Der Berechnungsfaktor zur Ausnützungsziffer ge-
mäss § 9 der Planungs- und Bauverordnung (PBV)
des Kantons Luzern beträgt für alle Zonen 1.0.

Umsetzung PBG,
PBV + IVHB

Löschung Ausnützungs-
ziffer, da in neuem Bau-
recht nicht mehr vorge-
sehen

Art. 5 Überbauungsziffer für Hauptbauten
1) Die Überbauungsziffer für Hauptbauten ist von der

Gesamthöhe sowie der Dachgestaltung abhängig.
Als Grundwert gilt die ÜZ-a aus Anhang 1.

2) Für Schrägdachbauten nach Art. 34 und Flachdach-
bauten nach Art. 35 gilt die ÜZ-b aus Anhang 1.

3) Für Bauten, welche die zulässigen Gesamthöhen
(Grundwert und max. Gesamthöhe) um jeweils min-
destens 3.0 m unterschreiten, gilt die ÜZ-c aus An-
hang 1.

4) Wird mit einem Bauvorhaben die maximal zulässige
Überbauungsziffer für Hauptbauten auf einem
Grundstück nicht ausgeschöpft, kann die Baukom-
mission den Nachweis verlangen, wie die Nutzungs-
reserve zu einem späteren Zeitpunkt ohne übermäs-
sigen Aufwand in Anspruch genommen werden
kann.

Umsetzung PBG,
PBV + IVHB

Nachweis, dass Reser-
ven auch später noch
konsumiert werden kön-
nen (erschliessungstech-
nisch möglich)

Art. 6 Überbauungsziffer für Nebenbauten
1) Unter dem Begriff der Nebenbaute werden im vorlie-

genden Reglement Bauten mit einer Gesamthöhe bis
4.5 m zusammengefasst, unabhängig davon, ob sie
Haupt- oder Nebennutzflächen aufweisen und ob sie
alleinstehend oder ans Hauptgebäude angebaut
sind.

2) Die maximal zulässigen Überbauungsziffern für Ne-
benbauten sind in Anhang 1 dieses Reglements für
jede Zone festgelegt.

Umsetzung PBG,
PBV + IVHB

Art. 7 Mindestausnützung

Bei Neu- oder Ersatzbauten sind mindestens die in
Anhang 1 dieses Reglements festgelegten minimalen
Überbauungsziffern und Gesamthöhen zu realisieren

Neue Regelung zur Min-
destausnützung

Art. 8 Grünflächenziffer
1) Die Grünflächenziffer ist das Verhältnis der anrechen-

baren Grünfläche zur anrechenbaren Grundstücks-
fläche. Die minimalen Grünflächenziffern sind in An-
hang 1 dieses Reglements verbindlich festgelegt.
Hochstammbäume nach Abs. 3 sind anrechenbar.

2) Die anrechenbaren Grünflächen sind mindestens zur
Hälfte als ökologisch und klimatisch wertvolle Flä-
chen zu gestalten.

3) Baumäquivalent: Hochstammbäume, welche zu ei-
ner qualitätsvollen Siedlungsbegrünung beitragen
und deren langfristiger Bestand gewährleistet ist,
können kompensatorisch an die Grünflächenziffer
angerechnet werden. Die zur Einhaltung der Grün-
flächenziffer erforderliche anrechenbare Grünfläche
kann pro Baum mit Stammumfang bis 80 cm (zum
Zeitpunkt der Bauabnahme) um max. 20 m² reduziert
werden. Für die Erhaltung von grosskronigen

Bestehende Grünflächen-
ziffer wird beibehalten, da
Möglichkeit zur Erhaltung
von Grünräumen im
Siedlungsgebiet

Naturnahe Gartengestal-
tung

Schaffung der Möglich-
keit von Kompensations-
massnahmen
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Hochstammbäumen mit Stammumfang > 80 cm
kann die Reduktion auf max. 50 m² erhöht werden.1

Der Schutz und die Erhaltung der Bäume ist langfris-
tig sicherzustellen.

1) In Relation zur landschaftlichen und ökologischen
Qualität des Baumes. Der Höchstwert gilt für Altbäume
mit Stammumfang > 1.5 m, Baumhöhe > 15 m und gut
ausgebildeter Krone.

3. Bau- und Niveaulinien

4. Kantonaler Nutzungsplan

III. Zonenbestimmungen 5. Zonenplan, Bau- und Zonenreglement

a) Bauzonen

Art. 7 Zoneneinteilung, Zonenpläne
1) Das Gemeindegebiet wird verschiedenen Nutzungs-

zonen zugeteilt, denen nach Art. 43 der Lärmschutz-
verordnung (LSV) entsprechende Empfindlichkeits-
stufen (ES) zugeordnet sind:

ES

 - Dorfzone D III

 - 3-geschossige Wohnzonen W3-a II/III*

 - 3-geschossige Wohnzonen W3-b II/III*

 - 2 ½-geschossige Wohnzone W2 ½ II

 - 2-geschossige Wohnzonen W2-a II

 - 2-geschossige Wohnzonen W2-b II/III*

 - 3-geschossige Wohn- & Gewerbezone WG3 III

 - 2½-geschossige Wohn- & Gewerbezone WG2½
III

 - Arbeitszone Ar III

 - Zone für öffentliche Zwecke OeZ II/III*

 - Grünzone Gr II

 - Deponiezone Hapfere Dz-H III

 - Zone mit Randbepflanzung Rbe -

 - Übriges Gebiet UeG III

 - Landwirtschaftszone Lw III

 - Landschaftsschutzzone LS -

 - Kommunale Naturschutzzone NS III

 -  Archäologische Fundstelle -

 * Aufteilung gemäss Zonenplan
2) Der im Anhang dieses Reglements enthaltene ver-

kleinerte Zonenplan dient der allgemeinen Orientie-
rung.

Gelöscht, da auf Zonen-
plan und im Inhaltsver-
zeichnis ersichtlich

Art. 9 Dorfzone A
1) Die Dorfzone A dient der Stärkung und der qualitäts-

vollen Weiterentwicklung des ursprünglichen Dorf-
kerns, unter Berücksichtigung der gewachsenen
Strukturen und der charakteristischen, identitätsstif-
tenden Elemente. Bauliche Veränderungen und die
Freiraumgestaltung sind aufeinander abgestimmt.
Der öffentliche Raum wird aufgewertet, gesamtheit-
lich gestaltet und der Dorfkerncharakter gestärkt.

2) Zulässig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen für
Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe, zum Woh-
nen und zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben.

3) Es gelten im Grundsatz die maximal zulässigen Über-
bauungsziffern und Gesamthöhen gemäss Anhang 1
dieses Reglements. In den Gebieten mit Gestal-
tungsplanpflicht können Abweichungen bis zu den
Maximalwerten gemäss Anhang 4 b) gewährt

Art. 8 Dorfzone D
1) Die Dorfzone dient der Erhaltung des Strassenbilds

und der guten Eingliederung von Neu- und Umbau-
ten ins Orts- und Strassenbild.

2) Zulässig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen für
Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe, zum Woh-
nen und zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben. Die Bau-
ten, Anlagen und Nutzungen haben sich baulich und
mit ihren Auswirkungen in den Dorfkern einzufügen.
Fachmärkte sind ausgeschlossen.

3) Es gelten folgende Grundmasse:

Vollgeschosse: max. 4; ein viertes Vollge-
schoss ist nur als ausgebau-
tes Dachgeschoss gestattet.

Firsthöhe: max. 14.00 m
Ausnützungsziffer: max. 0.70

Abgestimmt auf Dorf-
kernentwicklung
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werden, wenn die Voraussetzungen gemäss Art. 32
und Anhang 4 erfüllt sind.

4) Bei der Erhaltung oder Erstellung einer Gewerbe-,
Geschäfts-, Dienstleistungs- oder öffentlichen Nut-
zung im Erdgeschoss kann die Baukommission eine
Erhöhung der Überbauungsziffer für Nebenbauten
auf max. 0.09 bewilligen.

5) Der Grenzabstand für Hauptbauten beträgt 4.0 m.
6) Hauszugänge, Frontfassaden, Vorgärten und Vor-

plätze nehmen Bezug zum öffentlichen Raum und
passen sich in ihrer Gestaltung in den bestehenden
Ortskern ein. Die Umgebung der Bauten ist fussgän-
gerfreundlich und attraktiv zu gestalten (Bepflan-
zung, Plätze, Wege, Grünflächen). Die Baukommis-
sion kann im Rahmen der Baubewilligungen Aufla-
gen bezüglich Gestaltung und Bepflanzung der Um-
gebung festsetzen.

7) Für Neu- und Umbauten mit massgebenden räumli-
chen Auswirkungen ist zu Beginn der Planungs- und
Projektierungsarbeiten eine Voranfrage an die Ge-
meinde zu machen, um die ortsbaulichen Anforde-
rungen und Rahmenbedingungen zu klären.

8) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

davon für Wohnen: max. 0.60
Beim Ersatz von für das Orts- und Strassenbild wich-
tigen Bauten ist das gleiche Volumen wie bei den
beim Erlass des BZR bestehenden Bauten zulässig.

4) Die Bauten haben sich bezüglich Stellung, kubischer
Gestaltung, Dimensionen, äusserer Erscheinung,
Fassaden- u. Dachgestaltung, Materialien und Farb-
gebung ins Orts- u. Strassenbild einzuordnen.

5) Die Baukommission kann im Rahmen der Baubewil-
ligungen Auflagen bezüglich Gestaltung u. Bepflan-
zung der Umgebung festsetzen.

Siehe Dorfzone B

Art. 10 Dorfzone B
1) Die Dorfzone B dient der Erweiterung des Dorfkerns

und der guten Eingliederung von Neu- und Umbau-
ten ins Orts- und Strassenbild.

2) Zulässig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen für
Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe, zum Woh-
nen und zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben. Die Bau-
ten, Anlagen und Nutzungen haben sich baulich und
mit ihren Auswirkungen in den Dorfkern einzufügen.

3) Die maximal zulässigen Überbauungsziffern und Ge-
samthöhen mit reiner Wohnnutzung sind in Anhang
1 dieses Reglements festgelegt.

4) Bei der Erhaltung oder Erstellung einer Gewerbe-,
Geschäfts- oder Dienstleistungsnutzung im Erdge-
schoss, erhöht sich die Überbauungsziffer für Haupt-
bauten gemäss Anhang 1 um 0.03. Bei Inanspruch-
nahme einer zusätzlichen Überbauungsziffer ist die
Nicht-Wohnnutzung im Umfang von mindestens der
Hälfte der Geschossfläche (errechnet nach SIA 416)
des Erdgeschosses zu realisieren und dauerhaft si-
cherzustellen.

5) Die Bauten haben sich bezüglich Stellung, kubischer
Gestaltung, Dimensionen, äusserer Erscheinung,
Fassaden- und Dachgestaltung, Materialien und
Farbgebung ins Orts- und Strassenbild einzuordnen.

6) Hauszugänge, Frontfassaden, Vorgärten und Vor-
plätze nehmen Bezug zum öffentlichen Raum und
passen sich in ihrer Gestaltung ein. Die Baukommis-
sion kann im Rahmen der Baubewilligungen Aufla-
gen bezüglich Gestaltung und Bepflanzung der Um-
gebung festsetzen.

7) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Ehemalige Dorfzone D

Art. 11 Wohnzonen
1) In den Wohnzonen sind Bauten, Anlagen und Nut-

zungen zum Wohnen und für Dienstleistungs- und
Gewerbebetriebe zulässig, sofern sich diese baulich
und mit ihren Auswirkungen in die Wohnumgebung
einfügen. Massgebend sind dabei die durch den
Charakter und die Qualität des Wohnquartiers be-
stimmten örtlichen Verhältnisse.

2) Die maximal zulässigen Überbauungsziffern, Ge-
samthöhen und Gebäudelängen sind in Anhang 1
dieses Reglements festgelegt.

Art. 9 3-geschossige Wohnzone W3-a und W3-b
1) Zulässig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen

a) zum Wohnen und
b) für Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe, sofern

sich diese baulich und mit ihren Auswirkungen in
die Wohnumgebung einfügen. Massgebend sind
dabei die durch den Charakter und die Qualität
des Wohnquartiers bestimmten örtlichen Verhält-
nisse.

2) Es gelten folgende Grundmasse:

W3-a W3-b

Anpassung an PBG +
IVHB; Umformulierung
gemäss MBZR

Die zonenspezifischen
Bau- und Nutzungs-
masse sind neu in An-
hang 1 aufgelistet. Ver-
zicht auf Reglung zu Sat-
teldach, nicht mehr zeit-
gemässe Bestimmung.
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3) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe II. Ausnützungsziffer: max. 0.55 max. 0.50
Vollgeschosse: max. 3 max. 3*
Gebäudelänge: max. 28 m max. 28 m
*Das 3. Vollgeschoss ist nur als voll ausgebautes
Dachgeschoss gestattet (siehe auch Art. 28 lit. b).
Weitere Geschosse sind nicht zulässig.

Qualität wird über Quali-
tätsartikel geregelt

Art. 12 Erhaltungszonen
1) Die Erhaltungszonen dienen dem Erhalt und der Er-

neuerung bestehender Wohnüberbauungen.
2) Projekte über Teilbereiche der Erhaltungszonen

müssen folgende Vorgaben erfüllen:
a) Bauliche Veränderungen oder Ersatzbauten sind

im Ausmass der bewilligten und realisierten anre-
chenbaren Gebäudeflächen sowie Gesamt- und
Fassadenhöhen zulässig. Die Stellung der Bauten
muss gewahrt bleiben. Zur Erweiterung bestehen-
der Balkone oder der inneren Erschliessung (Auf-
zug, Treppenhaus) kann eine Erhöhung der anre-
chenbaren Gebäudefläche im Umfang von max.
10 % gewährt werden.

b) Für die Bebauung charakteristische Gestaltungs-
merkmale von Gebäude und Umgebung sind bei-
zubehalten. Es ist eine gute Eingliederung sicher-
zustellen.

c) Klein- und Anbauten mit Nebennutzflächen sind
zulässig.

d) Die Fuss- und Veloverbindungen sowie Plätze blei-
ben erhalten und sind gemeinschaftlich für die Be-
wohner der Überbauung nutzbar.

3) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe II.

Art. 10 2 ½ - geschossige Wohnzone W2 ½
1) Zulässig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen

a) zum Wohnen und
b) für nicht störende Dienstleistungs- und Gewerbe-

betriebe, sofern sich diese baulich und mit ihren
Auswirkungen in die Wohnumgebung einfügen.
Massgebend sind dabei die durch den Charakter
und die Qualität des Wohnquartiers bestimmten
örtlichen Verhältnisse.

2) Es gelten folgende Grundmasse:

Ausnützungsziffer: höchstens 0.45; sofern das
Gebäude mindestens 2 Woh-
nungen aufweist, beträgt die
zulässige AZ höchstens 0.50

Vollgeschosse: höchstens 3, wobei das 3.
Vollgeschoss als Dachge-
schoss ausgebildet werden
muss (siehe auch Art. 28 lit. b)

Gebäudelänge: höchstens 32 m

Ehemalige Gestaltungs-
plangebiete und dicht be-
baute Quartiere wie Rei-
heneinfamilienhäuser

Art. 11 2-geschossige Wohnzone W2-a und W2-b
1) Zulässig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen

a) zum Wohnen und
b) für nicht störende Dienstleistungs- und Gewerbe-

betriebe, sofern sich diese baulich und mit ihren
Auswirkungen in die Wohnumgebung einfügen.
Massgebend sind dabei die durch den Charakter
und die Qualität des Wohnquartiers bestimmten
örtlichen Verhältnisse.

2) Bauweise:

W2-a: Bauen nur nach Gestaltungsplan unter be-
sonderer Berücksichtigung der Lage im
Nahbereich der Kirche.

W2-b: offene Einzelbauweise ist zugelassen.
3) Es gelten folgende Grundmasse:

W2-a W2-b
Ausnützungsziffer: max. 0.40 max. 0.35

Sofern das Gebäude mindes-
tens 2 Wohnungen aufweist,
beträgt die zulässige AZ
höchstens 0.45 bzw. 0.40

Vollgeschosse: max. 2 max. 2
In den W2-Zonen ist ein
Dach- oder Attikageschoss
nicht zulässig, sofern das Un-
tergeschoss im Mittel mehr
als 1.20 m über das gewach-
sene oder tiefer gelegte Ter-
rain herausragt.

Gebäudelänge: max. 25 m max. 25 m
Bei gut gestalteten und ge-
gliederten Fassaden kann die
Baukommission grössere
Längen bis max. 32 m gestat-
ten.

Zusammenfassung zu ei-
nem Artikel für die Wohn-
zonen. Die zonenspezifi-
schen Bau- und Nut-
zungsmasse sind neu in
Anhang 1 aufgelistet
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Art. 12 3-geschossige Wohnzone und Gewerbezone
WG3
1) Zulässig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen für

Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe und zum
Wohnen. Die Bauten, Anlagen und Nutzungen haben
sich baulich und mit ihren Auswirkungen in das Quar-
tier einzufügen.

2) Es gelten folgende Grundmasse:

Ausnützungsziffer: max. 0.70
davon für Wohnen: max. 0.50
Vollgeschosse: max. 3

Zusammenfassung zu ei-
nem Artikel für die Wohn-
zonen. Die zonenspezifi-
schen Bau- und Nut-
zungsmasse sind neu in
Anhang 1 aufgelistet

Art. 13 Wohn- und Arbeitszonen
1) In den Wohn- und Arbeitszonen sind Wohnungen

unter besonderer Beachtung eines genügenden Im-
missionsschutzes sowie höchstens mässig störende
Gewerbe-, Geschäfts- und Dienstleistungsbetriebe
zulässig.

2) Die maximal zulässigen Überbauungsziffern und Ge-
samthöhen sind in Anhang 1 dieses Reglements
festgelegt. Typ 1 definiert die Werte für Hauptbauten
mit Wohn-, Arbeits- oder gemischter Nutzung, Typ 2
definiert die Werte für zusätzliche Hauptbauten auf
demselben Grundstück mit ausschliesslicher Ar-
beitsnutzung.

3) Ein Transfer von Wohnnutzung zu Bauten gemäss
Typ 2 ist zulässig, wenn im gleichen Umfang Arbeits-
nutzung in den Bauten gemäss Typ 1 realisiert wird
(siehe Skizze in Anhang 3). Die Kompensationsmög-
lichkeit besteht nur für oberirdische Geschossflächen
und muss flächengleich erfolgen.

4) Die oberirdische Geschossfläche errechnet sich
nach SIA 416, abzüglich der Flächen von Unterni-
veaubauten und unterirdischen Bauten gemäss
§ 125 Planungs- und Baugesetz (PBG).

5) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Art. 13 2 ½ -geschossige Wohn- und Gewerbezone
WG2 ½
1) Zulässig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen für

Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe und zum
Wohnen. Die Bauten, Anlagen und Nutzungen haben
sich baulich und mit ihren Auswirkungen in das Quar-
tier einzufügen.

2) Es gelten folgende Grundmasse:

Ausnützungsziffer: max. 0.60
davon für Wohnen: max. 0.45
Vollgeschosse: höchstens 3, wobei das 3.

Vollgeschoss als Dachge-
schoss ausgebildet werden
muss (siehe auch Art. 28 lit.
b).

Übernahme MBZR im
Absatz 1

Absätze 2 bis 4 regeln
die freie Verteilung der
Gewerbenutzung in ei-
nem Bauvolumen

Grafik in Anhang 3

Art. 14 Arbeitszonen
1) In den Arbeitszonen sind Bauten, Anlagen und Nut-

zungen für Dienstleistungs-, Gewerbe- und Indust-
riebetriebe zulässig. Güterverkehrsintensive Indust-
rie- und Gewerbebetriebe sowie Verkaufsflächen für
den täglichen und häufigen periodischen Bedarf von
mehr als 200 m² pro Betrieb oder Projekt sind nicht
zulässig. Freie Lager- und Umschlagplätze sind nur
in Verbindung mit Gewerbebauten zulässig.

2) Die Arbeitszonen Weierhus und Rainmüli dienen der
Sicherung der bestehenden Betriebe. Bei Betriebs-
aufgabe kann die Gemeinde die Nutzung der Flä-
chen überprüfen und gegebenenfalls um- oder aus-
zonen. Betriebsfremde Bauten und Nutzungsände-
rungen sind nur im Rahmen eines Gestaltungsplans
zulässig.

3) Wohnungen dürfen nur für Betriebsinhaber und für
betrieblich an den Standort gebundenes Personal er-
stellt werden. Mehrere Wohnungen sind nur zulässig,
wenn sie pro Hauptgebäude höchstens 20 % der ge-
samten Geschossfläche gemäss SIA 416 ausma-
chen.

4) Die maximal zulässige Gesamthöhe sowie die mini-
male Grünflächenziffer sind in Anhang 1 dieses Reg-
lements festgelegt. Für die Arbeitszone IIIa gilt zu-
sätzlich eine maximale Überbauungsziffer. In der Ar-
beitszone IIIb legt der Gemeinderat die Überbau-
ungsziffer und die Gebäudelänge unter gebührender
Berücksichtigung des Orts- und Landschaftsbildes,
der gewerblichen Erfordernisse sowie der öffentli-
chen und privaten Interessen von Fall zu Fall fest.

Art. 14 Arbeitszone Ar
1) Die Arbeitszone ist für gewerbliche Nutzungen sowie

Dienstleistungsunternehmen bestimmt, die nicht
oder nur mässig stören. Es sind keine güterverkehrs-
intensiven Betriebe zulässig. Neubauten sind in den
Arbeitszonen Weiherhus, Rainmüli und Chrummweid
nur aufgrund eines Gestaltungsplanes zulässig.

2) Wohnungen dürfen nur für Betriebsinhaber und für
betrieblich an den Standort gebundenes Personal er-
stellt werden. In Bebauungs- und Gestaltungsplänen
können zur Schaffung harmonischer Übergänge zu
Wohnzonen Ausnahmen vorgesehen werden.

3) Es gelten folgende Grundmasse:

Gebäudehöhe: max. 12 m
Überbauungsziffer: max. 0.40
Grünflächenziffer: min. 0.15
Betriebsbedingte Mehrhöhen sowie Mehrhöhen für
technische bedingte Aufbauten sind gestattet. Diese
maximal zulässigen Mehrhöhen dürfen gesamthaft
2.5 m betragen. Technisch bedingte Aufbauten dür-
fen nicht mehr als 10 % der Dachfläche beanspru-
chen. Attika- oder Dachgeschosse über die zuläs-
sige Gebäudehöhe hinaus sind nicht gestattet.

4) Freie Lager- und Umschlagplätze sind nur in Verbin-
dung mit Gewerbebauten zulässig.

5) Die Baukommission legt im Rahmen der Baubewilli-
gung für Bauten, Anlagen, Lager- und Umschlag-
plätze die erforderlichen Gestaltungsauflagen fest.

6) Zusammen mit dem Baugesuch ist ein Bepflan-
zungsplan einzureichen, der eine gute Eingliederung

Abs. 1 MBZR ergänzt mit
Ausschluss von diversen
verkehrsintensiven Nut-
zungen

Abs. 2 neu: Möglichkeit
Sicherung bestehende
Betriebe

Abs. 3 neu: Klare
Regelung Wohnen in
Arbeitszone
Abs. 4 neu: Nutzungs-
masse in Anhang 1 defi-
niert

Abs. 5 neu: Neu gilt ein
Grenzabstand von 4.0 m
Abs. 6 alt wird durch Art.
3 neu ersetzt
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5) Technisch bedingte Aufbauten dürfen die Höhe von
2.5 m nicht überschreiten und nicht mehr als 20 %
der Dachfläche beanspruchen. Davon ausgenom-
men sind Solaranlagen.

6) Es gilt ein Grenzabstand von 4.0 m.
7) Die Baukommission legt im Rahmen der Baubewilli-

gung für Bauten, Anlagen, Lager- und Umschlag-
plätze die erforderlichen Gestaltungsauflagen fest.

8) Für die Qualitäts- und Erschliessungssicherung der
Arbeitszonenerweiterung im Gebiet Sandblatte ge-
mäss Teilrevision Ortsplanung Rain von 2025 ist das
Bebauungskonzept «Arbeitszone Sandblatte» vom
22. September 2023 verbindlich. Es gilt eine maxi-
male Höhenkote von 602.00 m.ü.M. Die Anzahl Au-
toabstellplätze für Mitarbeitende ist nach der Norm
VSS 40 281 zu bemessen.

9) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

der Bauten und Anlagen in die Landschaft durch ge-
eignete Bepflanzung und Begrünung gewährleistet.

7) Für die Qualitäts- und Erschliessungssicherung der
Arbeitszonenerweiterung im Gebiet Sandblatte ge-
mäss Teilrevision Ortsplanung Rain von 2025 ist das
Bebauungskonzept «Arbeitszone Sandblatte» vom
22. September 2023 verbindlich. Die Anzahl Autoab-
stellplätze für Mitarbeitende ist nach der Norm VSS
40 281 zu bemessen.

Art. 15 Zone für öffentliche Zwecke
1) In der Zone für öffentliche Zwecke sind Bauten, An-

lagen und Nutzungen zulässig, die überwiegend zur
Erfüllung öffentlicher Aufgaben benötigt werden und
dem nachfolgend umschriebenen Zonenzweck ent-
sprechen:

1  Areal Schulhaus: Schulbauten, Sportanlagen, Al-
tersheim, Alterswohnungen, Verwaltung, Werk-
gebäude, Vereinslokale, Parkierung

2  Areal Kirche: Kirchliche Bauten und Anlagen,
Parkierung

3  Areal Oberbürgle: Ver- und Entsorgung

4  Areal Oberbürgle/Dorf: Schiessstand

5  Areal Sandblatten: Park and Ride
2) Der Gemeinderat legt Abstände, Gebäudedimensio-

nen und Gebäudegestaltung unter gebührender Be-
rücksichtigung der öffentlichen und privaten Interes-
sen und der Einordnung in die bauliche und land-
schaftliche Umgebung fest.

3) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Art. 15 Zone für öffentliche Zwecke
1) Die Zonen für öffentliche Zwecke werden folgenden

Zweckbestimmungen zugeführt:
a) Areal Schulhaus: Schulbauten, Sportanlagen, Al-

tersheim, Alterswohnungen, Verwaltung, Werkge-
bäude, Vereinslokale, Parkierung

b) Areal Kirche: Kirchliche Bauten und Anlagen, Par-
kierung

c) Areal Oberbürgle: Entsorgungsstelle
2) Abstände, Gebäudedimensionen und Gebäudege-

staltung legt der Gemeinderat im Einzelfall fest. Er hat
dabei die öffentlichen und privaten Interessen an ei-
ner schonenden Einordnung in die bauliche und
landschaftliche Umgebung gebührend zu berück-
sichtigen.

Neue Formulierung in An-
lehnung an das MBZR

Aufzählung Nummer 4
und 5: Ein- und Umzo-
nung

Art. 16 Grünzone Freiraum (überlagert)
1) Die überlagernde Grünzone Freiraum dient der Si-

cherung von Flächen für die Spiel- und Freizeitnut-
zung innerhalb des Baugebietes. Sie zählt zur anre-
chenbaren Grundstücksfläche.

2) Die Flächen sind mehrheitlich als Grünfläche mit na-
türlichem Bodenaufbau auszubilden und nach Mög-
lichkeit mit strukturierenden und schattenspenden-
den, standortgerechten Gehölzen auszustatten. Be-
festigte Flächen sind wasserdurchlässig auszuge-
stalten.

3) Zulässig sind Bauten und Anlagen, die dem Nut-
zungszweck dienen. Einstellhallen gemäss § 13a
PBV sind zulässig, sofern sie dem Nutzungszweck
nicht widersprechen, die Möglichkeit zur Pflanzung
von Hochstammbäumen geschaffen wird und mit ei-
nem natürlichen Bodenaufbau von mind. 30 cm
Mächtigkeit oder einem retentionswirksamen Aufbau
gleicher Mächtigkeit überdeckt sind.

Aufgrund Aufhebung Ge-
staltungspläne neue Zo-
nenüberlagerung

Art. 17 Grünzone Platz (überlagert)
1) Die überlagernde Grünzone Platz dient der Siche-

rung von Flächen für die Aufenthalt- und Freizeitnut-
zung innerhalb des Baugebietes. Sie zählt zur anre-
chenbaren Grundstücksfläche.

2) Die Flächen sind nach Möglichkeit mit strukturieren-
den und schattenspendenden, standortgerechten

Neue Zone aufgrund
Dorfkernentwicklung
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Gehölzen auszustatten. Befestigte Flächen sind
möglichst sickerfähig auszugestalten.

3) Zulässig sind Bauten und Anlagen, die dem Nut-
zungszweck dienen, sowie:

- Einstellhallen gemäss § 13a PBV, sofern sie dem
Nutzungszweck nicht widersprechen und die Mög-
lichkeit zur Pflanzung von Hochstammbäumen ge-
schaffen wird,

- für die Grundstückserschliessung notwendige Ver-
kehrsflächen.

4) Anforderungen und Nutzungszweck pro Platz:
1  Zentraler, öffentlich zugänglicher Freiraum, Auf-

enthaltsfläche, Sitzgelegenheiten, möglicher Platz
für angrenzende Gastronomie, Spielfläche, Ein-
zelbäume, Baumreihe, Vordächer.

2  Begegnungsplatz, Aufenthaltsfläche, Sitzgele-
genheiten, möglicher Platz für angrenzende
Gastronomie, Spielfläche.

Art. 18 Grünzone Gewässerraum (überlagert)
1) Die überlagernde Grünzone Gewässerraum be-

zweckt die Freihaltung des Gewässerraums entlang
der Gewässer innerhalb der Bauzonen. Sie zählt zu
der anrechenbaren Grundstücksfläche.

2) Die Nutzung richtet sich nach Art. 41c der Gewäs-
serschutzverordnung (GSchV).

Art. 16 Grünzone Gr

In der Grünzone Gewässerraum bestimmt sich die
zulässige Nutzung nach Art. 41 c der Gewässer-
schutzverordnung des Bundes.

Übernahme MBZR

Art. 16a Deponiezone Hapfere (DZ-H)
…

Neue Reihenfolge, vgl.
Art. 25 neu

Art. 17 Zone mit Randbepflanzung Rbe

…

Neue Reihenfolge, vgl.
Art. 30 neu

Art. 18 Übriges Gebiet UeG
…

Neue Reihenfolge, vgl.
Art. 22 neu

Art. 19 Verkehrszone
1) Die Verkehrszone umfasst Flächen für den Strassen-

verkehr.
2) In dieser Zone gelten die Bestimmung der Strassen-

gesetzgebung.

Neue Zone

b) Nichtbauzonen
Art. 20 Landwirtschaftszone
1) In der Landwirtschaftszone gelten die kantonalen

und bundesrechtlichen Vorschriften.
2) Standort, Dimension, Gestaltung und Materialien von

Bauten und Anlagen sind so zu wählen, dass sich
diese gut ins Landschaftsbild und in die bestehende
Bebauung einordnen. Neue landwirtschaftliche Bau-
ten sind möglichst in Hofnähe zu erstellen.

3) Wertvolle Lebensräume von Tier- und Pflanzenarten
sind soweit möglich zu erhalten und untereinander zu
vernetzen.

4) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Art. 19 Landwirtschaftszone Lw
1) In der Landwirtschaftszone gelten die kantonalen

und bundesrechtlichen Vorschriften. Ausnahmebe-
willigungen richten sich nach Art. 24 RPG und nach
dem Umweltschutzrecht des Bundes.

2) Für die landwirtschaftlichen sowie ausnahmsweise
zu bewilligenden anderen Bauten legt die Baukom-
mission die Gebäudedimensionen und Gestaltungs-
auflagen für eine gute Eingliederung in die land-
schaftliche Umgebung im Rahmen des Baubewilli-
gungsverfahrens fest.

3) Geologisch-geomorphologische Landschaftsele-
mente von regionaler Bedeutung gemäss Inventar
sind soweit möglich zu erhalten. Das Inventar kann
auf der Gemeindeverwaltung eingesehen werden.

Übernahme MBZR, neue
Reihenfolge

Es gibt keine geologisch-
geomorphologischen Ob-
jekte mehr

Art. 21 Übriges Gebiet A - Verkehrsfläche

Das Übrige Gebiet A - Verkehrsfläche umfasst Flächen
für den übergeordneten Strassenverkehr ausserhalb
des Baugebiets.

Neue Zone, Übernahme
MBZR

Art. 22 Reservezone
1) Die Reservezone umfasst Land, dessen Nutzung

noch nicht bestimmt ist.
2) In dieser Zone gelten die Bestimmungen der Land-

wirtschaftszone.

Art. 18 Übriges Gebiet UeG
1) Das Übrige Gebiet umfasst Land, dessen Nutzung

noch nicht bestimmt ist.

Neue Zonenbezeichnung,
Übernahme MBZR
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3) Bei ausgewiesenem Bedarf kann in der Reservezone
langfristig die Bauzone erweitert werden.

4) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

2) Bei ausgewiesenem Bedarf kann auf diesem Land
langfristig die Bauzone erweitert werden. Das Einzo-
nungsverfahren gemäss PBG bleibt vorbehalten.

3) Bis zu einer Einzonung in eine Bauzone dürfen keine
Neubauten erstellt werden.

Die landwirtschaftliche Nutzung bleibt gewährleistet.

Art. 23 Freihaltezone Gewässerraum (überlagert)
1) Die überlagernde Freihaltezone Gewässerraum be-

zweckt die Freihaltung des Gewässerraums entlang
der Gewässer ausserhalb der Bauzonen.

2) In der Freihaltezone Gewässerraum bestimmt sich
die Nutzung nach Art. 41c der Gewässerschutzver-
ordnung (GSchV) und § 11e der Kantonalen Gewäs-
serschutzverordnung (KGSchV).

3) In den im Zonenplan speziell bezeichneten Flächen
innerhalb der Freihaltezone Gewässerraum gelten
die Nutzungseinschränkungen von Art. 41c Abs. 3
und Abs. 4 GSchV nicht.

Übernahme MBZR

Art. 24 Freihaltezone Wildtierkorridor (überlagert)
1) Die überlagernde Freihaltezone Wildtierkorridor be-

zweckt die Durchgängigkeit der Landschaft für Wild-
tiere zu erhalten oder gegebenenfalls wiederherzu-
stellen.

2) Die Nutzung richtet sich nach den gesetzlichen Best-
immungen der überlagerten Zone. Die land- und
forstwirtschaftliche Bewirtschaftung ist zulässig, so-
weit die Durchgängigkeit der Landschaft für Wildtiere
gewährleistet ist.

3) Die Errichtung von neuen Bauten und Anlagen ist
nicht zulässig. Als Bauten und Anlagen gelten insbe-
sondere wildtierundurchlässige Zäunungen, Schutz-
netze, Schutzfolien, Einfriedungen und Mauern so-
wie Bauten und Anlagen, welche die Durchgängig-
keit der Landschaft für Wildtiere beeinträchtigen.

4) Ausnahmen können bewilligt werden, wenn die Be-
einträchtigung durch Massnahmen kompensiert
werden kann und die Durchgängigkeit der Land-
schaft für Wildtiere funktional ungeschmälert erhalten
bleibt, insbesondere für:
a) Massnahmen zur Verbesserung der Wildlebens-

räume;
b) land- und forstwirtschaftliche Bewirtschaftungs-

oder Fusswege;
c) Erweiterungen von bestehenden Bauten und An-

lagen sowie
d) zonenkonforme Neubauten und Neuanlagen,

wenn die Durchgängigkeit für Wildtiere verbessert
oder zumindest nicht verschlechtert wird.

Übernahme MBZR

Art. 25 Deponiezone Hapfere
1) Die Deponiezone Hapfere ist ausschliesslich für den

Bau und Betrieb einer Deponie Typ A nach Art. 35
Abs. 1 lit. a der Verordnung über die Vermeidung und
Entsorgung von Abfällen (VVEA) bestimmt.

2) Die für den Betrieb der Deponie erforderlichen Bau-
ten und Anlagen, die Erschliessung sowie die End-
gestaltung werden im Deponieprojekt festgelegt, das
vom Regierungsrat und vom Gemeinderat zu bewil-
ligen ist.

3) Zulässig sind bis zum Abschluss der Deponie Bauten
und Anlagen für artverwandte Tätigkeiten wie die
Aufbereitung von zugeführtem unverschmutztem
Aushub- und Aushubmaterial. Andere Bauten und
Anlagen, die nicht in direktem Zusammenhang mit
der Deponie stehen, sind nicht zulässig.

Art. 16a Deponiezone Hapfere (DZ-H)
1) Die Deponiezone Hapfere ist ausschliesslich für den

Bau und Betrieb einer Deponie Typ A nach Art. 35
Abs. 1 lit. a der Verordnung über die Vermeidung und
Entsorgung von Abfällen (VVEA) bestimmt.

2) Die für den Betrieb der Deponie erforderlichen Bau-
ten und Anlagen, die Erschliessung sowie die End-
gestaltung werden im Deponieprojekt festgelegt, das
vom Regierungsrat und vom Gemeinderat zu bewil-
ligen ist.

3) Bauten und Anlagen, die nicht in direktem Zusam-
menhang mit der Deponie stehen, sind nicht zuläs-
sig.

4) Nach Abschluss der Deponie wird die Deponiezone
wieder der Landwirtschaftszone zugeführt. Innerhalb
der Deponiezone sind durch Rekultivierung Böden
mit Fruchtfolgeflächenqualität mindestens im

Anpassungen analog Hil-
disrieden (gleicher Wort-
laut)
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4) Nach Abschluss der Deponie wird die Deponiezone
wieder der Landwirtschaftszone zugeführt. Innerhalb
der Deponiezone sind durch Rekultivierung Böden
mit Fruchtfolgeflächenqualität mindestens im glei-
chen Umfang zu schaffen, wie durch die Deponie-
zone bestehende Fruchtfolgeflächen beansprucht
werden. Die bodenrelevanten Arbeiten inklusive
Folgebewirtschaftung sind durch eine bodenkundli-
che Fachperson (BBB) zu Lasten des Deponiebetrei-
bers zu begleiten.

5) Mit der Deponie sind ökologische Ausgleichsflächen
im Umfang von mindestens 15 % der Deponiefläche
zu schaffen und langfristig zu sichern. Für den Verlust
bestehender naturnaher Landschaftselemente ist zu-
sätzlicher ökologischer Ersatz zu leisten. Die Mass-
nahmen zur ökologischen Aufwertung sind durch
Fachpersonen zu Lasten des Deponiebetreibers zu
begleiten.

6) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

gleichen Umfang zu schaffen, wie durch die Depo-
niezone bestehende Fruchtfolgeflächen beansprucht
werden. Die bodenrelevanten Arbeiten inklusive
Folgebewirtschaftung sind durch eine bodenkundli-
che Fachperson (BBB) zu Lasten des Deponiebetrei-
bers zu begleiten.

5) Mit der Deponie sind ökologische Ausgleichsflächen
im Umfang von mindestens 15 % der Deponiefläche
zu schaffen und langfristig zu sichern. Für den Verlust
bestehender naturnaher Landschaftselemente ist zu-
sätzlicher ökologischer Ersatz zu leisten. Die Mass-
nahmen zur ökologischen Aufwertung sind durch
Fachpersonen zu Lasten des Deponiebetreibers zu
begleiten.

Art. 26 Gefahrenzonen
1) Gefährdete Gebiete gemäss § 146 PBG sind in der

kommunalen Gefahrenkarte vermerkt. Sie bezeich-
net Gebiete, welche potenziell durch Wasserpro-
zesse gefährdet sind.

2) Die Gefahrenzonen haben folgende Bedeutungen:
a) Gefahrenzone blau: Personen sind innerhalb von

Gebäuden kaum gefährdet, jedoch ausserhalb
davon. Mit Schäden an Bauten ist zu rechnen, je-
doch sind plötzliche Gebäudezerstörungen in
diesem Gebiet nicht zu erwarten, falls gewisse
Auflagen bezüglich Bauweise beachtet werden.

b) Gefahrenzone gelb: Personen sind kaum gefähr-
det. Mit geringen Schäden an Bauten bzw. mit
Behinderungen ist zu rechnen. Es können aber
erhebliche Sachschäden auftreten, insbesondere
bei Überschwemmungen.

Im Bereich der Bauzonen gibt es in Rain keine Ge-
fahrenzonen.

3) Der Gemeinderat formuliert, gestützt auf eine Beur-
teilung der konkreten Gefahrensituation, im Rahmen
des Baubewilligungsverfahrens, soweit nötig, ent-
sprechende Auflagen bzgl. baulicher Vorkehrungen
zur Gefahrenabwehr.

Art. 18a Naturgefahren
1) Gefährdete Gebiete gemäss § 146 PBG sind in der

kommunalen Gefahrenkarte vermerkt. Sie bezeich-
net Gebiete, welche potenziell durch Wasserpro-
zesse gefährdet sind.

2) Die Gefahrenhinweiskarte (über das ganze Gemein-
degebiet), und die Gefahrenkarte (über Siedlungsge-
biete und siedlungsnahe Gebiete) liegen bei der Ge-
meindeverwaltung zur Einsicht auf.

3) Die Gefahrenzonen haben folgende Bedeutungen:
 Gefahrenzone blau: Personen sind innerhalb von

Gebäuden kaum gefährdet, jedoch ausserhalb
davon. Mit Schäden an Bauten ist zu rechnen, je-
doch sind plötzliche Gebäudezerstörungen in
diesem Gebiet nicht zu erwarten, falls gewisse
Auflagen bezüglich Bauweise beachtet werden.

 Gefahrenzone gelb: Personen sind kaum gefähr-
det. Mit geringen Schäden an Bauten bzw. mit
Behinderungen ist zu rechnen. Es können aber
erhebliche Sachschäden auftreten, insbesondere
bei Überschwemmungen.

Im Bereich der Bauzonen gibt es in Rain keine Ge-
fahrenzonen.

4) Der Gemeinderat formuliert, gestützt auf eine Beur-
teilung der konkreten Gefahrensituation, im Rahmen
des Baubewilligungsverfahrens, soweit nötig, ent-
sprechende Auflagen bzgl. baulicher Vorkehrungen
zur Gefahrenabwehr.

Unveränderte Über-
nahme

Auch online abrufbar

Art. 20 Landschaftsschutzzone LS

…

Neue Reihenfolge, vgl.
Art. 28 neu

c) Schutzzonen und Schutzobjekte

Art. 27 Naturschutzzone
1) Die Naturschutzzone bezweckt den Schutz und die

Aufwertung ökologisch besonders wertvoller Le-
bensräume für schutzwürdige Pflanzen und Tiere so-
wie Naturstandorte.

2) Neue Bauten und Anlagen sowie die Erweiterung, die
Änderung und der Wiederaufbau bestehender Bau-
ten und Anlagen sind nicht zulässig. Wenn beste-
hende Bauten und Anlagen die zu schützenden Le-
bensräume beeinträchtigen, ordnet die Baukommis-
sion ihre Beseitigung an. Der Unterhalt bestehender
Bauten und Anlagen ist im Rahmen der Bestandes-
garantie gewährleistet.

3) Nicht zulässig sind insbesondere:

Art. 21 Kommunale Naturschutzzone NS
1) Die kommunale Naturschutzzone bezweckt den

Schutz und die ungeschmälerte Erhaltung ökolo-
gisch wertvoller Naturstandorte.

2) Neue Bauten und Anlagen sowie Erweiterung, Um-
bau, Zweckänderung und Wiederaufbau bestehen-
der Bauten und Anlagen sind nicht zulässig. Wenn
bestehende Bauten und Anlagen die zu schützenden
Lebensräume beeinträchtigen, ordnet die Baukom-
mission ihre Beseitigung an. Es dürfen weder Zelte,
Wohnwagen oder andere Provisorien noch Kleinbau-
ten (Materialkisten, Cheminéeanlagen) oder derglei-
chen aufgestellt werden.

3) Nicht zulässig sind insbesondere:

 Terrainveränderungen (Abgrabungen, Aufschüt-
tungen, Materialablagerungen und -abbau);

Anpassungen resp. Um-
formulierungen gemäss
MBZR, neue Reihenfolge,
inhaltlich wenige Ände-
rungen
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a) das Aufstellen von Zelten, Wohnwagen, Kleinbau-
ten und dergleichen,

b) Terrainveränderungen (Abgrabungen, Aufschüt-
tungen, Materialablagerungen und -abbau),

c) das Entfernen von Kleinstrukturen und besonde-
ren Lebensraumnischen

d) Entwässerungen oder andere Veränderungen des
Wasserhaushaltes,

e) das Ausgraben, Entfernen und Zerstören von
standortgerechten einheimischen Pflanzen und
Pflanzenbeständen sowie das Aufforsten oder An-
legen neuer Baumbestände,

f) das Stören, Fangen oder Töten von Tieren, vorbe-
hältlich der Bestimmungen über die Jagd und Fi-
scherei,

g) Sportveranstaltungen und Sportanlagen, Reiten
neben den Reitwegen bzw. übrigen Wegen,

h) der private und gewerbliche Gartenbau,
i) das Betreten der Gebiete abseits der vorhandenen

Wege.
4) Ausnahmen von den Zonenvorschriften können be-

willigt werden:
a) im Interesse der Schutzziele, oder
b) wenn ausserordentliche Verhältnisse vorliegen

und die Anwendung der Schutzvorschriften nicht
zumutbar ist; die Schutzziele dürfen nicht wesent-
lich beeinträchtigt werden, oder

c) für notwendige Versorgungsleitungen.
5) Wo eine landwirtschaftliche Nutzung oder Pflege vor-

gesehen ist, muss die Vegetation einmal pro Jahr ge-
schnitten werden, das Schnittgut ist abzuführen. Die
Feuchtgebiete dürfen frühestens Mitte September,
die Trockengebiete frühestens Mitte Juli geschnitten
werden. Düngung, Beweidung und Verwendung von
Pflanzenschutzmitteln sind verboten. Abweichende
Bestimmungen sind in Vereinbarungen zwischen
dem Kanton und den Bewirtschafterinnen und Be-
wirtschaftern oder in Verfügungen festzulegen. Sie
dürfen dem Schutzzweck nicht widersprechen.

6) Der Gemeinderat kann den Schutz weiterer Natur-
schutzzonen in kommunalen Schutzverordnungen
oder in Verträgen festlegen.

7) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

 Entwässerungen;
 Erstellung von neuen Wegen, Erholungseinrich-

tungen und Leitungen;
 Ausgraben oder Zerstören von standortgerechten

einheimischen Pflanzen;
 Aufforsten oder Anlegen neuer Baumbestände;
 Ausbringen von Düngern oder anderen Hilfsstof-

fen wie Herbizide oder Pestizide (Ausnahmen im
Rahmen der Pflegeverträge möglich);

 Geländesportanlagen wie Motocross, Orientie-
rungsläufe und dergleichen;

 Betreten der Gebiete neben den vorhandenen
Wegen;

 Reiten neben den Reitwegen bzw. übrigen We-
gen.

4) Auf Flächen, für welche eine landwirtschaftliche Nut-
zung bzw. Pflege nötig und sinnvoll ist, gelten fol-
gende Nutzungsbestimmungen:

Die Vegetation ist einmal pro Jahr zu schneiden; das
Schnittgut ist abzuführen. Die Feuchtgebiete sind im
Zeitraum von Mitte September bis Mitte Februar zu
mähen. Die Trockengebiete dürfen frühestens Mitte
Juli geschnitten werden. Sämtliche übrigen landwirt-
schaftlichen Bewirtschaftungsmassnahmen sind
verboten. Abweichende Bestimmungen sind mittels
Bewirtschaftungsvereinbarungen oder durch Verfü-
gungen festzulegen. Sie dürfen dem Schutzzweck
nicht widersprechen.

5) Nutzung und Pflege im Sinn von Absatz 1 - 4 wer-
den, wo nötig, vom Gemeinderat in Verträgen mit
den Bewirtschaftern resp. den Grundeigentümern
oder in Verfügungen festgelegt (siehe § 27 NLG). Für
die ökologische Aufwertung der Naturschutzzonen
erstellt der Gemeinderat fachlich abgestützte Kon-
zepte.

6) Die Entschädigung für die Pflegemassnahmen und
Ertragsausfälle richtet sich nach den kantonalen
Bestimmungen.

7) Ausnahmen von den Zonenvorschriften können ge-
macht werden:
a) im Interesse der Schutzziele oder
b) wenn ausserordentliche Verhältnisse vorliegen

und die Anwendung der Schutzvorschriften nicht
zumutbar ist.

8) Die Schutzziele dürfen nicht beeinträchtigt werden.

Art. 28 Landschaftsschutzzone (überlagert)
1) Die überlagernde Landschaftsschutzzone bezweckt

die grossräumige Erhaltung besonders schöner und
empfindlicher Landschaftsteile und Lebensräume für
Pflanzen und Tiere in ihrer natürlichen Dynamik.

2) Die Nutzung richtet sich nach den gesetzlichen Best-
immungen der überlagerten Zone. Die land- und
forstwirtschaftliche Nutzung ist gewährleistet.

3) Bauten und Anlagen haben sich den landschaftli-
chen Gegebenheiten unterzuordnen. Sie sind in Pro-
portion, Form, Farbe und Material unauffällig ins
Landschaftsbild einzufügen. Die Baukommission
kann für Bauten und Anlagen, die zur Bewirtschaf-
tung des Landes unabdingbar sind (z.B. Hagelnetze),
Ausnahmen gewähren.

4) Massnahmen, die zu Veränderungen der Gelände-
form und zu einer Verarmung der Landschaft führen,
sind nicht gestattet. Insbesondere sind untersagt:
Planierungen, Auffüllungen von Gräben, Abstossen
von Böschungen, Begradigung von Waldrändern.

Art. 20 Landschaftsschutzzone LS
1) Die Landschaftsschutzzone bezweckt die grossräu-

mige Erhaltung besonders schöner und empfindli-
cher Landschaftsteile und Lebensräume für Pflanzen
und Tiere in ihrer natürlichen Dynamik. Sie ist eine
überlagernde Zone.

2) Die Nutzung richtet sich nach den gesetzlichen Best-
immungen der überlagerten Zone. Die land- und
forstwirtschaftliche Nutzung ist gewährleistet.

3) Bauten und Anlagen haben sich den landschaftli-
chen Gegebenheiten unterzuordnen. Sie sind in Pro-
portion, Form, Farbe und Material unauffällig ins
Landschaftsbild einzufügen. Die Baukommission
kann für Bauten und Anlagen, die zur Bewirtschaf-
tung des Landes unabdingbar sind (z.B. Hagelnetze),
Ausnahmen gewähren.

4) Massnahmen, die zu Veränderungen der Gelände-
form und zu einer Verarmung der Landschaft führen,
sind nicht gestattet. Insbesondere sind untersagt:
Planierungen, Auffüllungen von Gräben, Abstossen
von Böschungen, Begradigung von Waldrändern.

Unveränderte Über-
nahme, neue Reihenfolge
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Aufforstungen dürfen die Waldrandlänge nicht verrin-
gern.

Aufforstungen dürfen die Waldrandlänge nicht verrin-
gern.

Art. 29 Naturobjekte
1) Die im Zonenplan bezeichneten Naturobjekte (Einzel-

bäume, Baumreihen, Randbepflanzung, Hecken,
Feldgehölze, Uferbestockungen) sind zu erhalten
und zu pflegen. Bei ihrem Abgang sind sie durch die
Eigentümerschaft zu ersetzen.

2) Wird ein überwiegendes Interesse an der Verände-
rung oder Beseitigung eines Naturobjektes nachge-
wiesen, kann die Baukommission eine entspre-
chende Bewilligung mit der Auflage erteilen, dass in
der unmittelbaren Umgebung gleichwertiger Ersatz
geschaffen wird.

3) Von den Naturobjekten Einzelbaum (gemäss Natur-
schutzverordnung) im Siedlungsgebiet sind ab
äusserer Begrenzungslinie der Baumstämme bei
baulichen Veränderungen ein Abstand von 4.0 m ein-
zuhalten (ausgenommen Fusswege). Vorbehalten
bleibt die Einhaltung weitergehender Abstandsvor-
schriften.

4) Die Baukommission kann innerhalb des Baugebiets
Ausnahmen von den Abständen gemäss Abs. 3 ge-
währen, wenn der Fortbestand des Baumes dadurch
nicht gefährdet wird.

5) Ausserhalb des Siedlungsgebiets gilt entlang von
Naturobjekten ein Abstand von 3.0 m ab Stamm
resp. ab Verbindungslinie der äussersten Bäume und
Bestockungen. Vorbehalten bleiben die Gewässer-
abstandsvorschriften gemäss §§ 5 und 6 Wasser-
baugesetz (WBG).

6) Im Schutzbereich nach Abs. 5 gelten folgende Nut-
zungsbeschränkungen:
a) Abgrabungen, Aufschüttungen, Deponien, Mau-

ern und Verkehrsanlagen (ausgenommen land-
wirtschaftliche Bewirtschaftungs- und Fusswege)
sowie künstliche Bodenbedeckungen (Beläge)
sind untersagt.

b) Die Errichtung von Bauten (inkl. Kleinbauten) ist
untersagt.

c) Der Schutzbereich darf nur als Mähwiese oder
Weide genutzt werden (Ackerbau, Gartenbau
usw. sind untersagt).

d) Innerhalb des Schutzbereichs ist die Düngung je-
der Art untersagt.

7) Der Gemeinderat kann den Schutz weiterer Naturo-
bjekte in kommunalen Schutzverordnungen oder in
Verträgen festlegen.

Art. 32 Naturobjekte (Hecken, Feldgehölze, Uferbe-
stockungen, Bäche) *
1) Von den Naturobjekten im Siedlungsgebiet (obere

Böschungskante resp. Verbindungslinie der äussers-
ten Stämme und Bestockungen) sind folgende Ab-
stände einzuhalten:

 4 m für Abgrabungen, Aufschüttungen, Ablage-
rungen und Verkehrsanlagen (ausgenommen
Fusswege),

 8 m für Hochbauten.
Vorbehalten bleibt die Einhaltung weitergehender
Abstandsvorschriften.

2) Ausserhalb des Siedlungsgebiets gilt entlang von
Naturobjekten folgender Schutzbereich:

 Bei Uferbepflanzungen und Hecken 3 m ab
Stamm resp. ab Verbindungslinie der äussersten
Bäume und Bestockungen.

 an unbestockten, offenen Gewässern 5 m ab
oberer Bachböschungskante.

Vorbehalten bleiben die Gewässerabstandsvor-
schriften gemäss §§ 5 und 6 Wasserbaugesetz
(WBG).

3) In diesem Schutzbereich gelten folgende Nutzungs-
beschränkungen:

 Abgrabungen, Aufschüttungen, Deponien, Mau-
ern und Verkehrsanlagen (ausgenommen land-
wirtschaftliche Bewirtschaftungs- und Fusswege)
sowie künstliche Bodenbedeckungen (Beläge)
sind untersagt.

 Die Errichtung von Bauten (inkl. Kleinbauten) ist
untersagt.

 Der Schutzbereich darf nur als Mähwiese oder
Weide genutzt werden (Ackerbau, Gartenbau
usw. sind untersagt).

 Innerhalb des Schutzbereichs ist die Düngung je-
der Art untersagt.

4) Der Gemeinderat kann den Schutz weiterer Naturo-
bjekte in kommunalen Schutzverordnungen oder in
Verträgen festlegen.

* Hecken und Feldgehölze sind aufgrund der Verord-
nung zum Schutze der Hecken und Feldgehölze ge-
schützt. Uferbestockungen sind aufgrund von § 10
WBG geschützt.

Neue Reihenfolge, Über-
nahme des bisherigen
Artikels mit Anpassungen
gemäss MBZR

Art. 30 Naturobjekt Randbepflanzung
1) An Zonenrändern gemäss Zonenplan muss zur land-

schaftlichen Eingliederung von Bauten und Anlagen
eine gruppenweise oder heckenartige Randbepflan-
zung realisiert werden.

2) Die Baubewilligung für wesentliche Umbauten und
die Bezugsbewilligung von Neubauten wird von der
Baumkommission erst erteilt, wenn im Zonenbereich
eine Bepflanzung mit Hochstämmen und gegebe-
nenfalls Sträuchern einheimischer und standortge-
rechter Arten erstellt ist.

3) In der Regel ist die Bepflanzung innerhalb der Zonen-
grenze auf Kosten der Grundeigentümer anzulegen.

4) Der Bepflanzungsplan bedarf der Bewilligung der
Baukommission.

Art. 17 Zone mit Randbepflanzung Rbe
1) An Zonenrändern gemäss Zonenplan muss zur land-

schaftlichen Eingliederung von Bauten und Anlagen
eine gruppenweise oder heckenartige Randbepflan-
zung realisiert werden.

2) Die Baubewilligung für wesentliche Umbauten und
die Bezugsbewilligung von Neubauten wird von der
Baumkommission erst erteilt, wenn im Zonenbereich
eine Bepflanzung mit Hochstämmen und gegebe-
nenfalls Sträuchern einheimischer und standortge-
rechter Arten erstellt ist.

3) In der Regel ist die Bepflanzung innerhalb der Zonen-
grenze auf Kosten der Grundeigentümer anzulegen.

4) Der Bepflanzungsplan bedarf der Bewilligung der
Baukommission.

Neue Reihenfolge, unver-
änderte Übernahme, ist
keine Zone sondern Linie
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5) Die periodische Pflege wie Rückschnitt, Ersatzpflan-
zungen usw. ist durch den Eigentümer auf eigene
Kosten durchzuführen.

5) Die periodische Pflege wie Rückschnitt, Ersatzpflan-
zungen usw. ist durch den Eigentümer auf eigene
Kosten durchzuführen.

Art. 22 Archäologische Fundstellen AFS

…

Neue Reihenfolge, vgl.
Art. 42

Art. 23 Lärmbelastete Gebiete

…

Neue Reihenfolge, vgl.
Art. 47

6. Bebauungsplan

IV. Sondernutzungsplanung 7. Gestaltungsplan

Art. 31 Freiwilliger Gestaltungsplan
1) Für freiwillige Gestaltungspläne gelten die Vorgaben

gemäss § 75 Abs. 2 PBG.
2) Die Minimalfläche für einen Gestaltungsplan, bei dem

vom Zonenplan und vom Bau- und Zonenreglement
im Rahmen von § 75 Abs. 2 PBG abgewichen wer-
den kann, beträgt in allen Zonen 3’000 m². Der Ge-
staltungsplan kann zonenübergreifend sein.

3) Der Gemeinderat kann Abweichungen gemäss Abs.
2 je nach dem Masse gewähren, in dem die Anfor-
derungen aus § 75 Abs. 3 PBG erfüllt sind. Grund-
voraussetzung für eine Erhöhung um mehr als 5 %
ist die Erfüllung der Anforderungen an den Ener-
giebonus gemäss § 14 PBV.

4) Von motorisierten Fahrzeugen befahrene Flächen
und arealinterne Wegverbindungen können nicht als
Mehrleistung im Sinne von § 75 Abs. 3 lit. c ange-
rechnet werden, um Abweichungen im Sinne von
§ 75 Abs. 2 bzw. Absatz 4 zu gewähren.

5) Mit dem Gestaltungsplan ist gleichzeitig ein Plan für
die Gestaltung der Umgebung einzureichen.

Art. 24 Ergänzende Gestaltungsplanbestimmungen
1) Die Mindestfläche für einen Gestaltungsplan, bei

dem vom Zonenplan und BZR im Rahmen von § 75,
Abs. 2 PBG abgewichen werden kann (AZ-Bonus,
Mehrhöhen etc.), beträgt 4’000 m².

2) Der Gemeinderat kann im Rahmen von Gestaltungs-
plänen Ausnahmen von den öffentlich-rechtlichen
Bauvorschriften gestatten, wenn:
a) die geplante Überbauung gegenüber der Normal-

bauweise wesentliche Vorteile aufweist,
b) es sich um eine siedlungsgerechte, architekto-

nisch und wohn-hygienisch qualitätsvolle Über-
bauung handelt, die sich gut in die bauliche und
landschaftliche Umgebung eingliedert,

c) siedlungsökologische Anforderungen (wie nach-
haltige Energienutzung, Minergiestandard, Nut-
zung von Alternativenergien, Regenwassernut-
zung, Versickerungs- und Retentionsanlagen
usw.) optimal erfüllt werden,

d) konzeptionelle Massnahmen zum Schutz vor Lär-
mimmissionen getroffen sind,

e) grössere zusammenhängende Grünflächen (auch
Extensivflächen, Biotope usw.) und viele Bäume
vorgesehen sind und verkehrsabseits gelegene
Spielplätze und andere Freizeitanlagen (wie Klein-
kinderspielplätze, Spielwiesen, Allwetterspielfeld,
Gemeinschaftsanlagen usw.) für Kinder und Ju-
gendliche von mindestens 20% der anrechenba-
ren Geschossflächen der Wohnbauten erstellt
werden,

f) die Flächen für den Fussgänger- und Fahrverkehr
sowie die vorgeschriebenen Abstellflächen für
Fahrzeuge (inkl. Garagen) zweckmässig angelegt
werden,

g) Fussgänger und Fahrverkehr so gut als möglich
getrennt werden, oder der Fahrverkehr zuguns-
ten der Fussgänger wesentlich eingeschränkt
wird.

3) Der Gemeinderat kann eine besondere Grünraum-
planung verlangen.

4) In den Sonderbauvorschriften der Gestaltungspläne
ist ein Energiekonzept festzulegen, das den Energie-
bedarf verbindlich regelt und den Anteil erneuerbarer
Energien auf mindestens 30% festlegt.

5) Je nach dem Masse, in dem der Gestaltungsplan die
Voraussetzungen von Abs. 2 und 4 erfüllt, kann der
Gemeinderat zur zonengemässen Ausnützung einen
Zuschlag von 1% bis höchstens 15% gewähren.

6) Für insgesamt 50% der anrechenbaren Geschossflä-
chen darf die zonengemässe Geschosszahl um
höchstens 1 Vollgeschoss erhöht werden. Ausge-
nommen davon sind die Zonen W2½, W2-a, W2-b
und WG2½, in denen kein zusätzliches Vollgeschoss
zulässig ist.

Vereinfachung: Vorgaben
zur GP-Pflicht und freiwil-
ligen GP in zwei separate
Artikel unterteilt.
Freiwilliger GP bereits ab
2'000 m² möglich: Flexi-
bilität bei eher starrem
ÜZ/GH-System erhöhen

Abs. 2 alt: Wird durch
PBG geregelt

Abs. 3 neu: Anreiz Ener-
gie

Abs. 4 neu: Gibt Bei-
spiele aus der Vergan-
genheit, welche dies er-
möglicht haben

Neu Abs. 5 (Standard)

Wird durch das Energie-
gesetz abgedeckt

Ist gemäss PBG geregelt

Im Sinne der Innenent-
wicklung soll zukünftig
von dem abgesehen wer-
den.
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7) Die Geltungsdauer richtet sich nach § 80 PBG (Pla-
nungs- und Baugesetz).

Übergeordnet geregelt

Art. 32 Gestaltungsplanpflicht
1) In den im Zonenplan speziell bezeichneten Gebieten

darf nur im Rahmen eines Gestaltungsplanes im
Sinne von § 75 Abs. 1 PBG gebaut werden.

2) Ziele und Anforderungen sind in Anhang 4 aufgelis-
tet. Der Gemeinderat kann Abweichungen gemäss §
75 Abs. 1 je nach dem Masse gewähren, in dem die
Ziele und Anforderungen aus Anhang 4 erfüllt sind.
Grundvoraussetzung für eine Erhöhung um mehr als
5 % ist die Erfüllung der Anforderungen an den Ener-
giebonus gemäss § 14 PBV.

3) Für Abweichungen von mehr als 10 % auf die Ge-
samthöhe und die ÜZ gemäss § 75 Abs. 1 PBG ist
über ein qualitätssicherndes Verfahren der Nachweis
wesentlicher Vorteile gegenüber der Normalbauwei-
se sowie einer guten Eingliederung zu erbringen.
Dazu ist ein Konkurrenzverfahren (Wettbewerb oder
Studienauftrag mit mindestens drei Teams) vorzuse-
hen. In begründeten Fällen kann der Gemeinderat
auch ein einfaches, begleitetes Verfahren mit nur ei-
nem Team und Qualitätssicherung durch unabhän-
gige Fachpersonen zulassen. Die Kosten gehen zu
Lasten des Bauherrn. Die Auswahl der Teams ist Sa-
che des Bauherrn. Neben der Eigentümerschaft ist
die Gemeinde angemessen in der Jury vertreten
(mindestens je eine Vertretung aus Gemeinderat und
Baukommission). Zusätzlich sind, in Absprache mit
der Gemeinde 2-3 unabhängige Fachjuroren einzu-
setzen.

Anreiz Energie

Maximaler Bonus ist
gross: Bei maximaler
Ausschöpfung muss
qualitatives Verfahren
nachgewiesen werden

8. Planungszone

B. Landumlegung und Grenzregulierung

I. Landumlegung

II. Grenzregulierung

C. Übernahmepflicht, Entschädigungen,
Beiträge

I. Übernahmepflicht

II. Entschädigungen

III. Beiträge

V. Bauvorschriften D. Bauvorschriften

I. Allgemeine Bestimmungen

Art. 33 Gesamt- und Fassadenhöhe
1) Die maximal zulässige Gesamthöhe ist für jede Zone

in Anhang 1 dieses Reglements festgelegt. Sie ist ab-
hängig von der Dachform.
a) Für Bauten mit Flachdach oder Pultdach gilt der

Grundwert.
b) Für Schrägdachbauten mit First im mittleren Drit-

tel1 gilt am First die maximale Gesamthöhe. Die

Umsetzung PBG/IVHB

1 Mittleres Drittel zwischen den projizierten Fassadenlinien
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traufseitige Fassadenhöhe darf den Grundwert
nicht übersteigen.

2) Für Bauten, welche die ÜZ-c beanspruchen, redu-
zieren sich die entsprechenden Werte (Grundwert,
maximale Gesamthöhe) um 3.0 m.

3) Bei Abgrabungen von mehr als 1.0 m reduziert sich
die zulässige Fassadenhöhe am entsprechenden
Punkt um das 1.0 m übersteigende Mass der Abgra-
bung. Nicht darunter fallen Einstellhallen-Zufahrten
bis zu einer Breite von max. 6.0 m und einer Höhe
von max. 3.0 m oder kleinere Terrainvertiefungen für
einzelne Hauseingänge sowie die jeweils zugehöri-
gen, technisch notwendigen Böschungseinschnitte.
Diese dürfen nicht als zusätzliches, talseitiges Ge-
schoss in Erscheinung treten. Bergseitige Abgrabun-
gen von mehr als 3.0 m sind nicht zulässig.

Art. 34 Fassadenhöhe bei Schrägdachbauten mit
erhöhter ÜZ (ÜZ-b)

Bei Schrägdachbauten, welche die erhöhte ÜZ-b be-
anspruchen, muss die maximale, traufseitige Fassa-
denhöhe auf zwei gegenüberliegenden Seiten min-
destens 1.5 m unter dem (Grundwert) liegen.

Umsetzung PBG/IVHB

Art. 35 Gesamt- und Fassadenhöhe bei Flach-
dachbauten mit erhöhter ÜZ (ÜZ-b)

Flachdachbauten, welche die erhöhte ÜZ-b bean-
spruchen, müssen folgende Bedingungen erfüllen:
a) Gesamt- und Fassadenhöhe liegen mindestens

1.5 m unter dem Grundwert oder
b) das oberste Geschoss darf in seiner Grundfläche

und Erscheinung maximal 2/3 der Grundfläche
des darunterliegenden Geschosses betragen. Auf
der rückversetzten Seite müssen die obersten
Punkte der Brüstung mindestens 1.5 m unterhalb
der Dachkonstruktion des obersten Geschosses
liegen.

Umsetzung PBG/IVHB

a) Erschliessung II. Erschliessung

Art. 36 Parkfelder für Fahrzeuge
1) Bei Neubauten, Nutzungsänderungen und grösse-

ren Umbauten, die Verkehr erzeugen, hat der Bau-
herr auf privatem Grund ausreichende Parkfelder für
Autos, Motorräder, Mopeds, Velos usw. zu schaffen.

2) Der Garagenvorplatz zählt nicht als Abstellfläche.
3) Die Baukommission setzt die Mindestzahl der Park-

felder für Autos im Zusammenhang mit der Erteilung
der Baubewilligung unter Berücksichtigung folgen-
der Normen fest:
a) Bei Ein- und Zweifamilienhäusern für Bewohner

und Besucher 2 Parkfelder pro Wohnung.
b) Bei Mehrfamilienhäusern ab 3 Wohnungen für Be-

wohner 1 Parkfeld pro Wohnung mit bis zu 2.5
Zimmer, 1.5 Parkfelder pro grössere Wohnung
und zusätzlich folgende Anzahl Besucherpark-
plätze:
 bei 3 bis 10 Wohnungen: 0.5 Park-

feld/Wohnung
 bei 11 und mehr Wohnungen: 0.4 Park-

feld/Wohnung.
Die Besucherparkfelder müssen öffentlich
zugänglich sein und ihrem Zweck dauernd
erhalten werden.

c) Für alle weiteren Nutzungen und für Bauten mit
grösserem Publikumsverkehr bestimmt die Bau-
kommission die Zahl der erforderlichen Parkfelder

Art. 25 Abstellflächen für Fahrzeuge
1) Bei Neubauten, Nutzungsänderungen und grösse-

ren Umbauten, die Verkehr erzeugen, hat der Bau-
herr auf privatem Grund ausreichende Ein- und Ab-
stellflächen (für Autos, Mopeds, Velos usw.) zu
schaffen.

2) Der Garagenvorplatz zählt nicht als Abstellfläche.
3) Die Baukommission setzt die Mindestzahl der Auto-

abstellplätze im Zusammenhang mit der Erteilung
der Baubewilligung unter Berücksichtigung folgen-
der Normen fest:
a) Bei Ein- und Zweifamilienhäusern für Bewohner

und Besucher 2 Abstellplätze pro Wohnung.
b) Bei Mehrfamilienhäusern ab 3 Wohnungen für

Bewohner 1.5 Abstellplätze pro Wohnung und
zusätzlich folgende Anzahl Besucherparkplätze:
 bei 3 bis 10 Wohnungen: 0.5 Abstell-

plätze/Wohnung
 bei 11 und mehr Wohnungen: 0.4 Abstell-

plätze/Wohnung.
Die Besucherparkplätze müssen öffentlich
zugänglich sein und ihrem Zweck dauernd
erhalten werden.

c) Für alle weiteren Nutzungen und für Bauten mit
grösserem Publikumsverkehr bestimmt die Bau-
kommission die Zahl der erforderlichen Abstell-
plätze gemäss VSS-Normen (Schweizerischer
Verband der Strassen- und Verkehrsfachleute).

Angleichung der Begriffe
an VSS-Norm 40 281

Ergänzung Reduktion der
Parkfelder bei Kleinwoh-
nungen
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gemäss VSS-Normen (Schweizerischer Verband
der Strassen- und Verkehrsfachleute).

4) Im Rahmen eines Mobilitätskonzepts kann der Ge-
meinderat eine etappenweise Realisierung der Park-
felder bewilligen oder die Mindestzahl aus Abs. 3 re-
duzieren, wenn besondere Gründe dies rechtferti-
gen. Dazu zählen insbesondere der Schutz des Orts-
bildes, Nutzungen mit nachhaltig geringem Ver-
kehrsaufkommen wie Alterswohnungen sowie die
Realisierung energieeffizienter Bau- und Nutzungs-
konzepte im Sinne der 2000-Watt-Gesellschaft.

Abweichung nach unten
bei der Anzahl Parkfelder
in begründeten Fällen mit
einem Mobilitätskonzept
möglich

Art. 37 Ersatzabgabe
1) Kann aus einem zwingenden Grund die erforderliche

Anzahl Parkfelder nicht realisiert werden, so erhebt
der Gemeinderat für die fehlende Anzahl eine einma-
lige, zweckgebundene Ersatzabgabe.

2) Die Ersatzabgabe pro fehlende Abstellfläche beträgt
CHF 20’000.

3) Die Ersatzabgabe ist innert 30 Tagen nach Eintritt der
Rechtskraft der Baubewilligung zu bezahlen.

4) Der Gemeinderat kann beim ökologisch begründe-
ten und bewussten Verzicht auf die Erstellung von
Abstellplätzen ausnahmsweise auf die Erhebung der
Ersatzabgabe teilweise oder vollständig verzichten.

Art. 26 Ersatzabgabe
1) Kann aus einem zwingenden Grund die erforderliche

Anzahl Abstellflächen nicht realisiert werden, so er-
hebt die Gemeinde gestützt auf den Entscheid des
Gemeinderates für die fehlende Anzahl eine einma-
lige, zweckgebundene Ersatzabgabe.

2) Die Ersatzabgabe pro fehlende Abstellfläche beträgt
Fr. 7’000.-- (Kostenstand 01.01.2002), angepasst
an den Zürcher Wohnbaukostenindex.

3) Die Ersatzabgabe ist innert 30 Tagen nach Eintritt der
Rechtskraft der Baubewilligung zu bezahlen.

4) Die Baukommission kann beim ökologisch begrün-
deten und bewussten Verzicht auf die Erstellung von
Abstellplätzen ausnahmsweise auf die Erhebung der
Ersatzabgabe teilweise oder vollständig verzichten.

Angepasster Betrag

III. Abstände

Art. 27 Strassenabstände

Für Strassenabstände sind das Strassenreglement
der Gemeinde und die Bestimmungen des Strassen-
gesetzes (StrG) massgebend.

Art. 27 durch übergeord-
netes Recht abgedeckt

IV. Vollgeschoss, Gebäude- und Firsthöhe

Art. 28 Untergeschosse, Kniestockhöhe, Dachfirst-
höhe
1) Die zulässigen Höhenmasse ergeben sich im Sinne

von § 139 PBG.
2) Wird die zulässige Zahl der Vollgeschosse erreicht,

gelten für das Untergeschoss und die Dach- oder At-
tikageschosse folgende Masse:
a) Das Untergeschoss darf talseits höchstens 2.70

m über das gewachsene Terrain herausragen
und höchstens 3.00 m sichtbar sein.

b) Dachgeschosse generell:
 Kniestockhöhe: höchstens 0.90 m
 Dachfirsthöhe:
 in W2-Zonen: höchstens 4.00 m
 in allen übrigen Zonen: höchstens 5.00 m.

c) Dachgeschosse mit Pultdächern:
 Kniestockhöhe fassadenbündig: höchstens

2.00 m
 Dachfirsthöhe: höchstens 3.50 m.

d) Attikageschosse und Dachgeschosse mit Pultdä-
chern müssen an einer Fassadenfront um mind.
2.00 m zurückversetzt sein, in geneigtem Ge-
lände betrifft dies die talseitige Fassadenfront.

e) Allgemein geltende Massvorschriften:
 Beträgt die Dachfirsthöhe mehr als 2.00 m, ist

der Dachfirst bei allen Dachformen mindestens
2.00 m hinter die Fassade des Vollgeschosses
zurückzuversetzen.

 Bei Flachdachbauten darf die geschlossene
Brüstung die zulässige Gebäudehöhe um
höchstens 1 m überschreiten.

Wird ersetzt durch neue
Art. 33 - Art. 35 und Art.
38
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3) Ist im Rahmen der Zonenbestimmungen das oberste
Vollgeschoss als voll ausgebautes Dachgeschoss zu
gestalten (Art. 8, 9, 10 und 13), so gelten folgende
Masse:
a) Dachgeschosse generell
 Kniestockhöhe: höchstens 1.70 m
 Dachfirsthöhe: höchstens 5.00 m

b) Dachgeschosse mit Pultdächern
 Kniestockhöhe fassadenbündig: höchstens

2.50 m
 Dachfirsthöhe: höchstens: 3.50 m

4) Flachdächer und flach geneigte Dächer bis 5 Grad
Neigung, die nicht als Terrassen genutzt werden,
sind unter Beachtung der gängigen Richtlinien und
unter Verwendung von einheimischem, standorttypi-
schem Saatgut extensiv zu begrünen. Bei Kleinflä-
chen sowie in begründeten Fällen kann die Baukom-
mission Ausnahmen bewilligen.

Abs. 4 neu in neuem Art.
38 Abs. 4

b) Schutz des Orts- und Landschaftsbildes V. Schutz des Orts- und Landschaftsbildes

Art. 38 Dachgestaltung
1) Dächer sind in Form, Neigung, Farbe und Materiali-

sierung so zu gestalten, dass sie eine ruhige Ge-
samtwirkung im Quartier gewährleisten.

2) Für Solaranlagen auf Dächern gelten die Vorgaben
des Raumplanungsrechts des Bundes sowie die
Richtlinien des Kantons. Sie gelten als technisch be-
dingte Aufbauten gemäss §139 Abs. 2 PBG.

3) Dachaufbauten (Lukarnen, Dacheinschnitte) sowie
ein Querfirst sind zulässig, wenn
a) sich eine ästhetisch und architektonisch gute Lö-

sung ergibt,
b) der Abstand zwischen Dachaufbauten und den

seitlichen Fassaden mindestens 2 m und zum First
mindestens 0.5 m beträgt, und

c) die Gesamtbreite der Dachaufbauten höchstens
2/5 der Länge der dazugehörigen Fassade umfas-
sen.

4) Bei Schrägdachbauten, deren Gesamthöhe über
dem Grundwert liegt, haben die Dachgeschosse auf
zwei gegenüberliegenden Seiten über der Schnittlinie
Dach/Fassade Schrägdächer aufzuweisen. Diese
dürfen einen Winkel von 45 Grad nicht übersteigen.

5) Flachdächer und flach geneigte Dächer bis 10 Grad
Neigung, die nicht als Terrassen und zur Energiege-
winnung genutzt werden, sind unter Beachtung der
gängigen Richtlinien und unter Verwendung von ein-
heimischem, standorttypischem Saatgut extensiv zu
begrünen. Bei Kleinflächen sowie in begründeten
Fällen kann die Baukommission Ausnahmen bewilli-
gen.

Art. 29 Dachgestaltung
1) Die Dachneigungen und Dachformen sind so zu ge-

stalten, dass eine ruhige Gesamtwirkung entsteht.
2) Wird die zulässige Zahl der Vollgeschosse erreicht,

so dürfen Dachaufbauten und -einschnitte in ihrer
gesamten Länge zwei Fünftel der zugeordneten Fas-
sadenlänge nicht übersteigen.

Übernahme MBZR

Abs. 2 neu: Anreiz Solar-
anlagen

Absatz 5 entspricht
früherem Art. 28 Abs. 4
und Praxis
Anreiz begrünte Dächer
bis 10 Grad anstatt 5
Grad

Art. 30 Terrainveränderungen, Stützmauern

…

Neue Reihenfolge, vgl.
Art. 41 neu

Art. 39 Kulturdenkmäler
1) Der Kanton erfasst die Kulturdenkmäler in einem

kantonalen Bauinventar. Die Wirkungen der Auf-
nahme eines Kulturdenkmals im kantonalen Bauin-
ventar richten sich nach den kantonalen Bestimmun-
gen. Im Zonenplan sind die inventarisierten Kultur-
denkmäler orientierend dargestellt.

2) Im kantonalen Denkmalverzeichnis aufgelistete Ob-
jekte unterstehen dem Gesetz über den Schutz der
Kulturdenkmäler und sind im Zonenplan orientierend
dargestellt. Bauliche Massnahmen an diesen

Art. 31 Kulturobjekte
1) Der Kanton erfasst die Kulturobjekte in einem kanto-

nalen Bauinventar. Die Wirkungen der Aufnahme ei-
nes Kulturobjektes im kantonalen Bauinventar rich-
ten sich nach den kantonalen Bestimmungen (PBG
§142; Gesetz über den Schutz der Kulturdenkmäler
§1 a - c). Im Zonenplan sind die inventarisierten Kul-
turobjekte orientierend dargestellt.

2) Bis zur Inkraftsetzung des kantonalen Inventars wer-
den die Kulturobjekte in einem kommunalen Inventar
erfasst. Die kantonalen Bestimmungen über das
kantonale Bauinventar gelten für das kommunale

Anpassung an MBZR,
Anpassung Reihenfolge
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Objekten oder in deren Umgebung bedürfen einer
Bewilligung der zuständigen kantonalen Dienststelle.

3) Der Baukommission kann Massnahmen des Objekt-
schutzes, des Umgebungsschutzes und des Unter-
haltes nach Anhörung der Eigentümerinnen und Ei-
gentümer festlegen und Beiträge entrichten.

Inventar sinngemäss. Mit der Inkraftsetzung des kan-
tonalen Bauinventars wird das kommunale Inventar
vollständig ersetzt.

3) Die Gemeinde kann Massnahmen zum Schutz ein-
zelner Kulturobjekte erlassen und an die Kosten für
die Pflege, Erhaltung und Gestaltung von Kulturob-
jekten Beiträge entrichten.

Art. 32 Naturobjekte (Hecken, Feldgehölze, Uferbe-
stockungen, Bäche) *

…

Neue Reihenfolge, vgl.
Art. 29 neu

Art. 40 Umgebungsgestaltung und Bepflanzung
1) Die Gemeinde kann in der Baubewilligung Bepflan-

zungen mit mehrheitlich einheimischen, standortge-
rechten Pflanzenarten zur Durchgrünung des Sied-
lungsbereichs verlangen. Dazu ist in der Regel ein
Umgebungsplan einzureichen. Bei kleineren Bauvor-
haben kann die zuständige Stelle auf diesen Plan ver-
zichten.

2) Nicht der Erschliessung oder dem Aufenthalt die-
nende Flächen sind zu begrünen. Schotter- und
Steingärten, welche keinen ökologischen Nutzen ha-
ben, sind für Kleinflächen zulässig.

3) Invasive, gebietsfremde Arten sind nicht zulässig.
4) Zur Durchgrünung des Ortsbildes kann die Baukom-

mission Bereiche mit Baumgruppen und Alleen fest-
legen. Im Baubewilligungsverfahren können für den
Strassenraum wichtige Bäume vorgeschrieben wer-
den.

5) An Siedlungsrändern und landschaftlich exponierten
Lagen ist der Aussenraum besonders sorgfältig zu
gestalten. Die Übergänge sind insbesondere hin-
sichtlich Gestaltung und Bepflanzung auf die angren-
zende Landschaft abzustimmen. Die Randbereiche
sind als naturnahe und ökologisch wertvolle Flächen
oder Grünstrukturen anzulegen. Zulässig sind nur
einheimische, standortgerechte Pflanzen.

Stärkung Umgebungsge-
staltung und Förderung
Begrünung

Art. 41 Terrainveränderungen
1) Bauten sind durch Staffelung, Aufschüttung, Be-

pflanzung usw. so in die topografischen Verhältnisse
einzufügen, dass Terrainveränderungen und künst-
lich gestützte Böschungen auf ein Minimum be-
schränkt bleiben.

2) Stützmauern und Einfriedungen dürfen, gemessen
ab fertigem Terrain, höchstens 1.5 m hoch sein. Hö-
here Mauern kann die Baukommission gestatten,
wenn sie gut gestaltet oder begrünt sind.

3) An Siedlungsrändern und landschaftlich exponierten
Lagen sind Mauern und Einfriedungen soweit mög-
lich zu vermeiden. Mauern und geschlossene Einfrie-
dungen von mehr als 0.8 m Höhe sind nur in Aus-
nahmefällen zulässig.

Art. 30 Terrainveränderungen, Stützmauern
1) In Hanglagen sind die Bauten durch Staffelung, Auf-

schüttung, Bepflanzung usw. sowie den topografi-
schen Verhältnissen anzupassen, dass Terrainverän-
derungen auf ein erforderliches Minimum beschränkt
bleiben.

2) Stützmauern und Einfriedungen dürfen, gemessen
ab fertigem Terrain, höchstens 1.5 m hoch sein. Hö-
here Mauern kann die Baukommission gestatten,
wenn sie gut gestaltet oder begrünt sind.

Neue Reihenfolge
Allgemeine Gültigkeit

Sicherstellung Durchläs-
sigkeit und sanfter Über-
gang Siedlung/Land-
schaft. Offene Einfriedun-
gen sind erlaubt. Ge-
schlossen = sicht- und
lichtundurchlässig

Art. 42 Archäologische Fundstellen
1) Der Kanton erfasst die archäologischen Fundstellen

in einem kantonalen Fundstelleninventar. Die Wirkun-
gen der Aufnahme einer archäologischen Fundstelle
im kantonalen Fundstelleninventar richten sich nach
den kantonalen Bestimmungen. Im Zonenplan sind
die inventarisierten Fundstellen orientierend darge-
stellt.

2) Eingriffe in eingetragene Fundstellen bedürfen einer
Bewilligung der zuständigen kantonalen Dienststelle.

Art. 22 Archäologische Fundstellen AFS

Für die archäologischen Fundstellen ist das Gesetz
über den Schutz der Kulturdenkmäler vom
08.03.1960 sowie die zugehörige Verordnung vom
10.07.2009 anzuwenden. Eingriffe jeglicher Art sind
meldepflichtig und durch die zuständige kantonale
Dienststelle zu bewilligen (PBG § 142 Abs. 3 sowie
Gesetz über den Schutz der Kulturdenkmäler § 13a
Abs. 3).

Neue Reihenfolge, Über-
nahme MBZR

Art. 43 Antennen
1) Als Antennenanlagen gelten Anlagen, die dem draht-

und kabellosen Empfang sowie der draht- und ka-
bellosen Übermittlung dienen. Als visuell

Übernahme Kaskaden-
modell analog Bundesge-
richtsentscheid Rothen-
burg
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wahrnehmbare Antennenanlagen gelten Anlagen,
die nicht bzw. nicht hinreichend kaschiert sind und
aufgrund ihres Erscheinungsbildes als Antennenan-
lage erkennbar sind.

2) Für die Erteilung einer Baubewilligung für eine Mobil-
funkanlage ist folgendes Vorverfahren erforderlich:
a) Der Mobilfunkbetreiber teilt der Gemeinde mit, in

welchem Umkreis der Bau einer Anlage beabsich-
tigt ist.

b) Der Mobilfunkbetreiber kann einen Standortvor-
schlag vorlegen. Dieser ist unter Berücksichtigung
des Dialogmodells und des Kaskadenmodells ge-
mäss nachfolgenden Absätzen zu begründen.

c) Die Gemeinde prüft den Standort und kann alter-
native Standorte vorschlagen.

3) Nach Ablauf des Vorverfahrens gemäss Abs. 2, spä-
testens aber nach einer Frist von drei Monaten kann
der Betreiber das Baubewilligungsverfahren einlei-
ten. Ist der von der Gemeinde vorgeschlagene
Standort gemäss Prüfung des Betreibers realisierbar
(technisch, wirtschaftlich, privat- und planungsrecht-
lich), hat der Betreiber diesen Standort zu überneh-
men.

4) Für die Standortevaluation von Antennenanlagen
gelten folgende Prioritäten (1 = höchste Priorität):
a) Priorität 1: Arbeitszonen
b) Priorität 2: Zone für öffentliche Zwecke ohne

Schulanlagen und Heime
c) Priorität 3: In den übrigen Bauzonen sind visuell

wahrnehmbare Antennenanlagen nur zulässig,
wenn kein Standort in einem der Priorität 1 oder 2
zugeordneten Gebiet möglich ist.

Der Standort einer visuell wahrnehmbaren Antenne
in einem Gebiet untergeordneter Priorität ist nur dann
zulässig, wenn sie sich nicht in einem Gebiet über-
geordneter Priorität aufstellen lässt. In jedem Fall ist
eine Koordination mit bestehenden Antennenanla-
gen zu prüfen. Falls die Prüfung ergibt, dass eine Ko-
ordination aufgrund der anwendbaren Vorschriften
möglich ist, ist die neue Anlage am bestehenden
Standort zu erstellen.

5) In Wohn-, Dorf- und Wohn- und Arbeitszonen sind
Antennenanlagen nur zulässig, wenn sie überdies ei-
nen funktionalen Bezug (die Antennenanlage hat von
ihren Dimensionen her der in den genannten Zonen
üblichen Ausstattung zu entsprechen) zu diesen Zo-
nen aufweisen. Sie sind unauffällig zu gestalten.

6) An Kulturdenkmäler sind visuell wahrnehmbare Mo-
bilfunkantennenanlagen nicht zulässig.

7) Antennenanlagen auf Dächern und freistehende An-
lagen sind nur zulässig, wenn sich eine ästhetisch
und architektonisch gute Lösung ergibt. Sie sind für
sich und in ihrem Zusammenhang mit der baulichen
und landschaftlichen Umgebung so zu gestalten,
dass eine ruhige Gesamtwirkung entsteht. Auf die
Schutzzonen, die Kulturdenkmäler und die homogen
bebauten Wohnquartiere ist besonders Rücksicht zu
nehmen.

Art. 44 Beleuchtung
1) Beleuchtungsanlagen, die Aussenbereiche erhellen,

sind so einzurichten, dass sie keine störenden Im-
missionen ausserhalb ihres Bestimmungsbereichs
verursachen.

2) Festinstallierte Beleuchtungsanlagen im Freien, ins-
besondere Areal- und Fassadenbeleuchtungen,
Leuchtreklamen und Reklamebeleuchtungen sowie

Vorschlag Beleuchtung
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himmelwärts gerichtete Lichtquellen sind bewilli-
gungspflichtig. Für grössere Anlagen ist ein Beleuch-
tungskonzept zu erstellen.

3) Sie werden bewilligt, wenn sie den Empfehlungen
des BAFU entsprechen und wenn sie insbesondere
der 5-Punkte-Checkliste des Merkblattes „Lichtver-
schmutzung“ der Zentralschweizer Umweltdirekto-
renkonferenz von 2008 genügen.

4) Der Betrieb von festinstallierten Beleuchtungsanla-
gen und beleuchteten Reklamen ist, mit Ausnahme
der Sicherheit dienenden Anlagen wie Strassen-,
Weg- oder Platzbeleuchtungen, in der Zeit von 23.00
Uhr bis 06.00 Uhr nicht gestattet. In begründeten
Fällen, z. B. Betriebe mit längeren Öffnungszeiten
usw. können Ausnahmen erteilt werden.

Art. 33 (aufgehoben)

VI. Sicherheit

c) Schutz der Gesundheit VII. Schutz der Gesundheit

Art. 45 Abstellplätze für Kehrichtgebinde und Con-
tainer

1) Bei Neubauten sind auf privatem Grund unmittelbar
an der Strasse gelegene Abstellplätze für Kehricht-
gebinde zu schaffen, die für die Kehrichtabfuhr gut
zugänglich sind und den Verkehr nicht beeinträchti-
gen.

2) Bei geplanten oder bestehenden Überbauungen
kann die Baukommission die Erstellung von Unterflu-
ranlagen verlangen. Sie kann im Einzelfall nähere
Bestimmungen über Standort und Installation von
Containern erlassen.

Art. 34 Abstellplätze für Kehrichtgebinde und Contai-
ner
1) Bei Neubauten sind auf privatem Grund unmittelbar

an der Strasse gelegene Abstellplätze für Kehricht-
gebinde zu schaffen, die für die Kehrichtabfuhr gut
zugänglich sind und den Verkehr nicht beeinträchti-
gen.

2) Bei grösseren geplanten oder bestehenden Über-
bauungen kann die Baukommission die Anschaffung
von Containern verlangen. Er kann im Einzelfall nä-
here Bestimmungen über Standort und Installation
von Containern erlassen.

Unveränderte Über-
nahme

Art. 46 Einstellräume für Fahrräder und Kinder-
wagen

1) Bei Mehrfamilienhäusern sind in Gebäude oder,
wenn ausserhalb von Gebäude liegend, gedeckte
und leicht zugängliche Abstellplätze für Fahrräder zu
erstellen und als solche zu bezeichnen. Der Bedarf
errechnet sich nach der Schweizer Norm VSS 40
065.

2) Bei 4 und mehr Wohneinheiten ist eine Fläche von
1 m2 pro 4 Zimmer für gedeckte und leicht zugängli-
che Abstellplätze für Kinderwagen, Fahrradanhänger
und dergleichen vorzusehen.

Art. 35 Einstellräume für Fahrräder und Kinderwagen

In Mehrfamilienhäusern sind in Verbindung zum
Treppenhaus genügend grosse, von aussen ohne
Treppe zugängliche Einstellräume für Fahrräder und
Kinderwagen zu erstellen.

Präzisierung des Artikels
auf Basis von Festlegun-
gen in Sondernutzungs-
plänen

Wird in der VSS Norm
nicht geregelt

Art. 47 Baubewilligungen in lärmbelasteten Gebie-
ten

1) In lärmbelasteten Gebieten gelten Art. 29 bis 31 der
Eidgenössischen Lärmschutzverordnung (LSV). Eine
Gestaltungsplan- oder Baubewilligung für Gebäude
mit lärmempfindlicher Nutzung kann erst nach Vor-
liegen eines entsprechenden Nachweises, dass der
massgebliche Grenzwert eingehalten wird, erteilt
werden.

2) Kann der Grenzwert trotz Lärmschutzmassnahmen
nicht eingehalten werden, so ist das überwiegende
Interesse auszuweisen und der kantonalen Dienst-
stelle Umwelt und Energie ist ein Gesuch um eine
Ausnahmebewilligung gemäss Art. 30 LSV, bzw.
eine Zustimmung gemäss Art. 31 LSV einzureichen.

3) Bei Parzellen, die nach 1985 in eine Bauzone einge-
zont wurden, gilt Art. 29 LSV und es besteht keine
Möglichkeit von Ausnahmen.

Art. 23 Lärmbelastete Gebiete
1) In lärmbelasteten Gebieten können die gültigen

Grenzwerte der Eidgenössischen Lärmschutzver-
ordnung (LSV) nur mit Massnahmen eingehalten
werden. Daher sind in diesen Gebieten die Bestim-
mungen von Art. 29 - 31 LSV besonders zu beach-
ten. Eine Gestaltungsplan- oder Baubewilligung für
Gebäude mit lärmempfindlichen Nutzungen kann
erst nach Vorliegen eines entsprechenden Nachwei-
ses erteilt werden.

2) Kann der Grenzwert trotz Lärmschutzmassnahmen
nicht eingehalten werden, so ist das überwiegende
Interesse auszuweisen und der Dienststelle Umwelt
und Energie ein Gesuch um ein Ausnahmebewilli-
gung gemäss Art. 30 LSV bzw. um eine Zustimmung
gemäss Art. 31 LSV einzureichen

3) Bei Parzellen, die nach 1985 in eine Bauzone einge-
zont wurden, gilt Art. 29 LSV und es besteht keine
Möglichkeit von Ausnahmen.

4) Auf den Lärmschutz-Nachweis kann verzichtet wer-
den, wenn beispielsweise fundierte Abklärungen im
Zusammenhang mit bereits genehmigten

Neue Reihenfolge, An-
passung an MBZR
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Bauvorhaben in vergleichbarer Exposition und ähnli-
cher Nutzung belegen, dass die Immissionsgrenz-
werte eingehalten sind.

VIII. Energie

IX. Hochhäuser

X. Einkaufs- und Fachmarktzentren

XI. Camping

XII. Bestandesgarantie und Bauvorhaben
ausserhalb der Bauzone

E. Baubewilligung und Baukontrolle

VI. Gebühren, Straf- und Schlussbestimmun-
gen

F. Rechtsschutz

Art. 36 Rechtsmittel

Gegen alle in Anwendung dieses Reglements ge-
fassten Beschlüsse und Entscheide kann innert 20
Tagen seit Zustellung nach Massgabe des PBG Ver-
waltungsgerichtsbeschwerde eingereicht werden.

Gelöscht, da durch über-
geordnetes Recht be-
stimmt

G. Aufsicht, Vollzug, Strafen

Art. 37 Zuständige Behörde, Baukommission, Gut-
achten
1) Die Aufsicht über das Bauwesen und die Handha-

bung dieses Reglements obliegen der Baukommis-
sion.

2) Die Baukommission besteht aus dem zuständigen
Mitglied des Gemeinderates sowie aus zwei weiteren
Mitgliedern, die vom Gemeinderat gewählt werden.
Die Baukommission wird vom zuständigen Mitglied
des Gemeinderates präsidiert.

3) Die Baukommission wird vom Gemeinderat mit den
erforderlichen Kompetenzen und Entscheidungsbe-
fugnissen ausgestattet. Die Zuständigkeit für die Er-
ledigung der Rechtsmittelverfahren für Baubewilli-
gungen im ordentlichen und vereinfachten Verfahren
liegt bei der Baukommission.

4) Die Baukommission erstattet dem Gemeinderat Be-
richt zu Gestaltungsplänen sowie Quartiererschlies-
sungen und gibt ihre Empfehlungen ab. Die Geneh-
migung von Gestaltungsplänen sowie die Erteilung
von Bewilligungen für Quartiererschliessungen (nach
Strassengesetz oder im Baubewilligungsverfahren)
obliegen dem Gemeinderat.

5) Die Entscheidungsbefugnis für die Erteilung von
Baubewilligungen im vereinfachten Verfahren kann
mit Beschluss des Gemeinderates auch einer Dienst-
stelle der Gemeindeverwaltung übertragen werden.

6) Die Organisationsverordnung und die Kompetenzor-
dnung der Gemeinde Rain regeln das Nähere.

7) Der Gemeinderat und die Baukommission sind bei
Gestaltungsplänen und bei ausserordentlichen Bau-
vorhaben berechtigt, in Absprache mit den Gesuch-
stellern und auf dessen Kosten neutrale Fachleute als
Gutachter beizuziehen.

Neue Reihenfolge: Zu-
ständigkeit ist neu in Art.
2 geregelt.

Art. 48 Gebühren
1) Die Gemeinde erhebt von den Gesuchstellern für die

Prüfung und Genehmigung der Baugesuche eine
Gebühr gemäss Gebührenverordnung der Ge-
meinde Rain, zuzüglich sämtlicher der Gemeinde

Art. 38 Gebühren
1) Die Gemeinde erhebt von den Gesuchstellern für die

Prüfung und Genehmigung der Baugesuche eine
Gebühr gemäss Gebührenverordnung der Ge-
meinde Rain, zuzüglich sämtlicher der Gemeinde

Ergänzung
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durch Arbeitsausführung Dritter entstandener Kos-
ten.

2) Bei ausserordentlichem Zeitaufwand erhöht sich die
gemäss Abs. 1 errechnete Gebühr entsprechend
dem zusätzlichen Zeitaufwand.

3) Für die Prüfung und Genehmigung von Gestaltungs-
plänen, Quartiererschliessungen usw. erhebt der Ge-
meinderat gestützt auf die Gebührenverordnung der
Gemeinde Rain eine Gebühr zuzüglich sämtlicher der
Gemeinde durch Arbeitsausführung Dritter entstan-
dener Kosten.

4) Der Gemeinderat kann zur Sicherstellung von Ge-
bühren, Ersatzabgaben und zur Ausführungssiche-
rung Kostenvorschüsse verlangen.

durch Arbeitsausführung Dritter entstandener Kos-
ten.

2) Bei ausserordentlichem Zeitaufwand erhöht sich die
gemäss Abs. 1 errechnete Gebühr entsprechend
dem zusätzlichen Zeitaufwand.

3) Für die Prüfung und Genehmigung von Gestaltungs-
plänen, Quartiererschliessungen usw. erhebt der Ge-
meinderat gestützt auf die Gebührenverordnung der
Gemeinde Rain eine Gebühr zuzüglich sämtlicher der
Gemeinde durch Arbeitsausführung Dritter entstan-
dener Kosten.

Abs. 4: Ergänzung für
Kostenvorschuss für die
Absicherung der Ausfüh-
rung (z.B. wenn Beden-
ken bestehen, dass die
Aussengestaltung nicht
ausgeführt wird)

H. Schlussbestimmungen

I. Änderungen bisherigen Rechts

II. Aufhebung bisherigen Rechts

III. Übergangsbestimmungen

Art. 39 Strafen, Wiederherstellung des vorschriftsge-
mässen Zustands, Einstellung der Bauarbeiten

Die Vorschriften des PBG über Strafen, die Wieder-
herstellung des gesetzesmässigen Zustands und die
Einstellung der Bauarbeiten gelten auch für die Vor-
schriften dieses Reglements.

Gelöscht, da durch über-
geordnetes Recht be-
stimmt

Art. 49 Strafbestimmungen
1) Wer vorsätzlich und ohne Berechtigung ein Natur-

schutzobjekt zerstört oder schwer beschädigt, wird
gemäss § 53 Abs. 1 NLG mit Freiheitsstrafe bis zu
einem Jahr oder Geldstrafe bestraft. In leichten Fäl-
len, oder wenn der Täter fahrlässig handelt, ist die
Strafe Busse bis CHF 40'000.

2) Wer die Vorschriften in Art. 27 und Art. 29 dieses
Reglements verletzt, wird gemäss § 53 Abs. 2b NLG
mit Busse bis zu CHF 20'000, in leichten Fällen bis
zu CHF 5'000 bestraft.

Art. 40 Strafbestimmungen zum Schutz der Naturo-
bjekte
1) Wer vorsätzlich und ohne Berechtigung ein Natur-

schutzobjekt zerstört oder schwer beschädigt, wird
gemäss § 53 Abs. 1 des NLG mit Freiheitsstrafe bis
zu einem Jahr oder Geldstrafe bestraft. In leichten
Fällen oder wenn der Täter fahrlässig handelt, ist die
Strafe Haft oder Busse bis zu Fr. 40’000.--.

2) Wer die Vorschriften der Artikel 21 und 32 BZR ver-
letzt, wird gemäss § 53 Abs. 2. b des NLG mit Busse
bis zu Fr. 20’000.--, in leichten Fällen bis zu Fr.
5’000.-- bestraft.

Anpassung Verweise

Art. 41 Hängige Gesuche

Alle zur Zeit des Inkrafttretens dieser Bau- und Zo-
nenvorschriften noch nicht bewilligten Gesuche sind
nach den Vorschriften dieses Bau- und Zonenregle-
ments zu behandeln.

Gelöscht, da durch über-
geordnetes Recht be-
stimmt

Art. 50 Schlussbestimmungen
1) Das vorliegende Bau- und Zonenreglement tritt mit

der Genehmigung durch den Regierungsrat in Kraft.
2) Das Bau- und Zonenreglement vom 28. Juni 2011

wird aufgehoben.
3) Folgende Gestaltungspläne und deren allenfalls

nachträglich erfolgten Änderungen werden mit der
Genehmigung des vorliegenden Bau- und Zonen-
reglements durch den Regierungsrat aufgehoben:
a) Chänelmatt Ost
b) Chänelmatt West
c) Chilefeld
d) Chilehalde Ost
e) Chilehalde West
f) Dubematt Ost
g) Dubematt West
h) Gääli
i) Grünrain

Art. 42 Inkrafttreten
1) Das vorliegende Bau- und Zonenreglement tritt nach

der Annahme durch die Einwohnergemeinde mit der
Genehmigung durch den Regierungsrat in Kraft.

2) Es ersetzt das Bau- und Zonenreglement vom 7. De-
zember 2004.

Übernahme MBZR und
Anpassung Daten
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j) Niderhölzli Nord
k) Niderhölzli Süd
l) Niderhölzli Teil 1
m) Niderhölzli Teil 2
n) Niderhölzli Teil 3
o) Niderhölzli Teil 4
p) Rüti II
q) Rütipark
r) Sandblatte
s) Wydematt

4) Infolge der Aufhebung von Gestaltungsplänen not-
wendige, nachbarrechtliche Regelungen dinglicher
Rechte sind privatrechtlich und zu Lasten der be-
troffenen Grundeigentümer zu regeln.

Die Revision des Bau- und Zonenreglements wurde
an der Gemeindeversammlung vom 28. Juni 2011
beschlossen.

Vom Regierungsrat des Kantons Luzern mit RRE Nr.
436 vom 5. April 2012 genehmigt.

Im Namen des Gemeinderates
Der Gemeindepräsident Peter Brunner
Der Gemeindeschreiber Walter Sidler

Wird auf dem Titelblatt
ergänzt

ANHANG

Kulturobjekte, Baudenkmäler
Geschützte Kulturobjekte

1 Pfarrkirche St. Jakobus der Ältere Kant. Denkmalverzeichnis
2 Bauteile des Speichers Unter Dellen Kant. Denkmalverzeichnis

Änderungstabelle

Bestimmung Änderung Beschluss In-Kraft-Treten

Erlass Erstfassung 28.06.2011 05.04.2012

Art. 7 Geändert 10.06.2015 12.07.2016

Art. 16a Eingefügt 10.06.2015 12.07.2016

Art. 16 Geändert 10.06.2015 12.07.2016
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ANHANG 1: ÜBERSICHT ÜBER DIE GRUNDMASSE UND LÄRMEMPFINDLICHKEITSSTUFEN

Zone Abk. Lage/Typ
ÜZ Hauptbauten 1) ÜZ Neben-

bauten 2)

Grünflächen
-ziffer 3)

Gesamthöhe 4) Gebäude-
länge max. 5)

Lärm-
ES 6)

min. Typ A Typ B Typ C min. Grundwert max.

Dorfzone A DA Kern -- 0.27 0.30 0.33 0.03 -- -- 14.0 m 16.0 m -- III

Dorfzone B DB Erweiterung -- 0.24 0.27 0.30 0.06 -- -- 13.0 m 15.0 m -- III

Wohnzone 2

W2a W2 niedrig -- 0.24 0.27 0.30 0.08 -- -- 8.0 m 10.0 m 25.0 m7) II

W2b W2 normal -- 0.24 0.27 0.30 0.08 -- -- 9.0 m 11.0 m 32.0 m II

W2c W2 dicht -- 0.27 0.31 0.35 0.08 -- -- 9.5 m 11.0 m 32.0 m  II

W2E
Erhaltungs-
zone W2

-- gemäss Art. 12 0.08 -- gemäss Art. 12 -- II

Wohnzone 3

W3E
Erhaltungs-
zone W3

-- gemäss Art. 12 0.06 -- gemäss Art. 12 -- II

W3a W3 niedrig -- 0.24 0.27 0.30 0.06 -- -- 11.0 m 13.0 m 32.0 m II

W3b W3 normal -- 0.24 0.27 0.30 0.06 -- 9.0 m 13.0 m 15.0 m 32.0 m II

W3c W3 dicht 0.18 0.27 0.30 0.33 0.06 -- 9.0 m 13.0 m 15.0 m 32.0 m II

Wohn- und
Arbeitszone 2

WA2
Typ 1 0.18 0.33 0.36 0.39

0.06 --
-- 9.0 m 11.0 m -- III

Typ 2 -- 0.06 0.09 0.12 -- 9.0 m 11.0 m -- III

Wohn- und
Arbeitszone 3

WA3
Typ 1 -- 0.24 0.27 0.30

0.06 --
9.0 m 13.0 m 15.0 m -- III

Typ 2 -- 0.09 0.12 0.15 -- 13.0 m 15.0 m -- III

Arbeitszone III
AIIIa normal -- 0.50 0.50 0.50 -- 0.15 -- 14.5 m -- -- III

AIIIb dicht 0.20 -- -- -- -- 0.15 6.0 m 14.5 m -- -- III

1) Überbauungsziffer gemäss Art. 5 BZR: ÜZ-a für kubische Bauten, ÜZ-b bei Attika oder Schrägdach mit reduzierter Fassadenhöhe, ÜZ-c bei um 3.0 m reduzierter Gesamthöhe (vgl. Skizzen Anhang 2)
2) Überbauungsziffer für Nebenbauten gemäss Art. 6 BZR
3) Grünflächenziffer gemäss Art. 8 BZR
4) Max. Gesamthöhe gemäss Art. 33 Abs. 1 BZR. Die Gesamthöhe erstreckt sich vom massgebenden Terrain zum höchsten Punkt der Dachkonstruktion. Bei Schrägdächern darf die Oberkante der Dachfläche

max. 0.5 m über diesem Punkt liegen.
5) Max. Gebäudelänge gemäss § 112a PBG
6) Lärmempfindlichkeitsstufe gemäss Art. 43 LSV
7) Bei gut gestalteten und gegliederten Fassaden kann die Baukommission grössere Längen bis max. 32 m gestatten.
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ANHANG 2: SKIZZE ZUR ÜBERBAUUNGSZIFFER (ÜZ)
Wohnzone 2b, W2 normal (W2b)



stadtlandplan AG |  27

ANHANG 3: SKIZZE ZU ART. 13 BZR, WOHN- UND ARBEITSZONE
ÜZ gemäss Art. 13 Abs. 2           Nutzungsübertragung gemäss Art. 13 Abs. 3
Am Beispiel W2A

ANHANG 4: GESTALTUNGSPLANVORGABEN ZU ART. 32 BZR
Gebietsbezeichnung Vorgaben für den Gestaltungsplan

Dorfkern Nord, Parz. Nr. 39 a) Qualitätsvolle Bebauung im Ortskern, welche das bestehende Ortsbild weiterentwickelt und das
Dorfzentrum in seiner Funktion stärkt.

b) Von den Grundmassen gemäss Anhang 1 kann im Rahmen eines qualitätssichernden Verfahrens
wie folgt abgewichen werden:

- ÜZ Hauptbauten: Die ÜZ für Hauptbauten (Typ A, B, C) beträgt max. 0.33.

- ÜZ Sockelgeschoss: Für die Erstellung eines Sockelgeschosses bis zu einer Gesamthöhe von
max. 5.5 m und mit ausschliesslich gewerblicher Nutzung ist eine ÜZ von max. 0.09 zulässig.

- Abweichungen gegenüber der Gesamthöhe aus Anhang 1 BZR sind bis max. 19.0 m (ab Terrain
Kantonsstrasse mit einer Kote von 586.00 m.ü.M.) zulässig, wenn das Resultat aus einem qua-
litätssichernden Verfahren eine gute ortsbauliche Eingliederung aufzeigt.

c) Eine Erhöhung der Überbauungsziffer für Nebenbauten gem. Art. 9 Abs. 4 ist nicht zulässig.

d) Die Bauten entlang der Dorfstrasse weisen im Erdgeschoss auf der strassenzugewandten Seite
keine Wohnnutzung auf.

e) Die Gemeinde priorisiert ausdrücklich die Ansiedlung eines Detailhandelsbetriebs. Ein Wechsel zu
alternativen Gewerben ist ausschließlich dann möglich, wenn schlüssig belegt wird, dass keine Nach-
frage seitens des Detailhandels besteht.

f) Klärung Umgang Gebäude «Gasthof Kreuz» (erhaltenswert).

g) Die Bebauung und Aussenraumgestaltung entlang der Dorfstrasse tragen zur Aufwertung und Stär-
kung des öffentlichen Raums bei. Planungen und Ausführungen in angrenzenden Bereichen sind mit
der Gemeinde zu koordinieren.

h) Entlang der Dorfstrasse ist eine strassenbegleitende Begrünung vorzunehmen. Entlang der Zonen-
grenze zur Landschaft ist eine Randbepflanzung zu erstellen. Versiegelte Flächen sind auf ein Mini-
mum zu begrenzen.

i) Sicherstellung Fuss- und Veloanschluss Chrummweidstrasse – Strasse Weierhus (Schulweg).

j) Vorgängig zum qualitätssichernden Verfahren ist mit der Gemeinde zu prüfen ob und inwieweit ein
Raumbedarf für öffentliche Mobilitätsbedürfnisse (Buswendeschleife) besteht.

k) Die Parkierung ist grossmehrheitlich unterirdisch in einer zentralen Einstellhalle anzuordnen. Erstel-
lung einer optimalen und zentralen Erschliessung mit einer guten und zukunftsgerichteten Infrastruk-
tur für Velos und Fussgänger.
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Dorfkern Süd, Parz. Nrn. 55,
56, 57, 58, 59, 61, 370, 412,
438, 546, 601, 705 und 717

a) Qualitätsvolle Bebauung im Ortskern, welche das bestehende Ortsbild weiterentwickelt und das
Dorfzentrum in seiner Funktion stärkt.

b) Von den Grundmassen gemäss Anhang 1 kann im Rahmen eines qualitätssichernden Verfahrens
wie folgt abgewichen werden:

- ÜZ Hauptbauten: Die ÜZ für Hauptbauten (Typ A, B, C) beträgt max. 0.33. Mind. eine Hauptbaute
erfüllt die Anforderungen an die ÜZ-c und weist eine um mind. 3.0 m reduzierte Gesamthöhe auf.

- ÜZ Sockelgeschoss: Für die Erstellung eines Sockelgeschosses mit Haupt- oder Nebennutzflä-
chen und einer Gesamthöhe von max. 5.5 m an der Kantonsstrasse, zwischen Chilestrasse und
Chilefeldweg, ist zusätzlich eine ÜZ von max. 0.09 zulässig.

- Gesamthöhe Grundstücke Nr. 56 und 58: Für zwei Hauptbauten an der Kantonsstrasse, zwischen
Chilestrasse und Chilefeldweg, ist eine max. Gesamthöhe von 20.0 m (ab Terrain Kantonsstrasse
mit einer Kote von 586.75 m.ü.M.) zulässig, wenn das Resultat aus dem qualitätssichernden Ver-
fahren eine gute ortsbauliche Eingliederung aufzeigt.

- Für die Grundstück-Nrn. 55, 57, 59, 370, 412 und 438 sind max. Gesamthöhen von 16.0 m
(Grundwert) bzw. 18.0 m (max. Gesamthöhen) zulässig.

- Für die Grundstück-Nrn. 61 und 546 sind keine Abweichungen von den Grundmassen im Rah-
men eines qualitätssichernden Verfahrens erlaubt.

c) Südlich der Grünzone Platz ist die Bauzone auf einer Länge von 20 m (in Richtung Süden) für die
Erstellung einer Pavillonbaute mit öffentlichem Charakter und einer Gesamthöhe von max. 7.5 re-
serviert.

d) Eine Erhöhung der Überbauungsziffer für Nebenbauten gem. Art. 9 Abs. 4 ist nicht zulässig.

e) Die Bauten zwischen Chilestrasse und Chilefeldweg weisen in den Erdgeschossen zur Dorf- und
Chilestrasse hin keine Wohnnutzung auf.

f) Die Bebauung und Aussenraumgestaltung entlang der Dorf- und Chilestrasse tragen zur Stärkung
des öffentlichen Raums bei. Die öffentliche Freiraumachse entlang der Chilestrasse soll gestalterisch
wie funktional aufgewertet werden. Planungen und Ausführungen in angrenzenden Bereichen sind
mit der Gemeinde zu koordinieren.

g) Entlang der Chile- und Dorfstrasse ist eine strassenbegleitende Begrünung vorzunehmen. Versie-
gelte Flächen sind auf ein Minimum zu begrenzen.

h) Im Bereich der Grünzone Platz Nr. 1 ist ein attraktiver, öffentlicher Freiraum mit einer hohen Aufent-
halts- und Gestaltungsqualität zu erstellen.

i) Entlang des Chilefeldwegs (Parz. 55) wird ein attraktiver öffentlicher Freiraum mit fliessendem Über-
gang zu den gemeinschaftlichen Freiräumen der neuen Bebauung gestaltet.

j) Sicherstellung Fuss- und Veloanschluss Dorfstrasse – Chilestrasse.

k) Vorgängig zum qualitätssichernden Verfahren ist mit der Gemeinde zu prüfen ob und inwieweit ein
Raumbedarf für öffentliche Mobilitätsbedürfnisse (Bushaltestelle) besteht.

l) Die Parkierung ist grossmehrheitlich unterirdisch in einer zentralen Einstellhalle anzuordnen. Erstel-
lung einer optimalen und zentralen Erschliessung mit einer guten und zukunftsgerichteten Infrastruk-
tur für Velos und Fussgänger. Auf dem Grundstück Nr. 546 ist eine Reihe an oberirdischen Park-
plätzen anzubieten.

m) Aufgrund der Realisierung eines bedeutenden Anteils an gemeinnützigem Wohnungsbau kann der
Gemeinderat ein einfaches begleitetes Verfahren Art. 32 Abs. 3, in Zusammenarbeit mit der Ge-
meinde, zulassen.
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